
«Es kann nicht geleugnet werden,
dass der Bundesrat seinerzeit die
so genannte Kohäsionszahlung
von einer Milliarde Franken zu
Gunsten der neuen EU-Oststaaten
beschlossen hat, um den Ab-
schluss der Bilateralen II zu for-
cieren. Eine solch gigantische
Zahlung trägt aber schon fast die
Züge einer Schmiergeldaktion.
Empörend und skandalös ist auch
die Tatsache, dass sich die EU ganz
offensichtlich nicht mit dem von
den spendablen Bundesräten Cal-
my-Rey und Deiss versprochenen
Milliardengeschenk zu Gunsten

der neuen EU-
Oststaaten zu-
frieden geben
wird. Offensicht-
lich sind die EU-
Bürokraten jetzt
auf den Ge-
schmack gekom-
men und wollen
den Goldesel
Schweiz noch
mehr auspres-
sen. Schon heu-
te werden weite-
re Gelder gefor-
dert. Man spricht
von mehreren
hundert Millio-
nen, die die
Schweiz für die
Erweiterung der
bilateralen Ver-
träge auf Rumä-
nien und Bulga-
rien bezahlen
muss. Und diese
Gelder, da müs-
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Schweiz
als Milchkuh?
Referendum gegen Ost-Milliardenzahlung

sen wir uns überhaupt keine Sor-
gen machen, werden durch die
spendable Schweiz nicht nur ver-
sprochen, sondern wirklich auch
pünktlich bezahlt. Es ist zu be-
fürchten, dass, solange sich die EU
im Osten ausdehnt, Geldforderun-
gen der Europäischen Union künf-
tig auch für Kroatien, Serbien,
Montenegro, Albanien, vielleicht
einmal für die Ukraine und – mög-
licherweise früher als es uns lieb
sein wird – für die Türkei kommen.
Denn all diese Länder haben einen
beträchtlichen wirtschaftlichen
Rückstand auf die mitteleuropäi-
schen Staaten und sind dankbare
Empfänger von grosszügigen EU-
Finanzspritzen.

Gebrochene Versprechen
Offensichtlich ist unsere Landesre-
gierung jedoch nicht in der Lage,
Milliarden-Steuergelder, die sie
ohne mit der Wimper zu zucken
ins Ausland verteilt, auch mit Ge-
gengeschäften zu verknüpfen. So
könnten die beschenkten EU-
Bürokraten auch mal darauf hin-
gewiesen werden, dass die Diskri-
minierung des Flughafens Zürich-
Kloten endlich eingestellt sowie
die Steuerhoheit der Kantone auf
Dauer endlich vertraglich garan-
tiert wird. 
Auch das seinerzeitige Verspre-
chen des Bundesrates, die Kohä-
sionsmilliarde werde budgetneu-
tral finanziert, ist längst gebro-
chen. Einzelne wortbrüchige Bun-
desräte, eine beträchtliche Anzahl
von Ratsmitgliedern und auch die
Aussenpolitische Kommission des
Nationalrats fordern, die Milliarde
sei durch Erträge aus der Zinsbe-
steuerung und der EU-Osterweite-
rung zu finanzieren. Das ist doch
ein fauler Taschenspielertrick! So
gehen uns die einzigen möglichen
finanziellen Errungenschaften, die
uns die so nachteiligen Bilateralen
Verträge II bringen, endgültig wie-
der verloren. Zudem muss erwähnt

werden, dass die behaupteten Meh-
reinnahmen und Minderausgaben
rein fiktiver und spekulativer Na-
tur sind. Diese Tatsache jedoch in-
teressiert in diesem hohen Haus
offensichtlich niemand. 
Das ganze Theater um die Ost-
Kohäsionsmilliarde zeigt, wie
nachlässig mit Steuergeldern und
vor allem mit der Wahrheit umge-
gangen wird. Um so mehr muss
dieses skandalöse Milliarden-
theater nötigenfalls mit einem
Referendum, gestoppt werden. Die
Schweizer Demokraten werden ein

Bernhard Hess,
Nationalrat 
und SD-Zentral-
präsident, Bern
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Nicht nur in Afrika, auch in Osteuropa sollen zukünftig Schweizer
Spendengelder in Milliardenhöhe versickern. Stoppen wir diese frag-
würdige Milliardenzahlung mit dem Referendum! (Bild: secco)

Wahlen Kanton Bern: 

SD-Liste unverändert –

«Damit Bärn

Bärn bliibt»



solches, das möglicherweise durch
die Lega dei Ticinesi lanciert wird,
tatkräftig mittragen. Den National-
rat bitte ich, auf die folgenschwere
Milliarden-Schmiergeld-Vorlage
im Rahmen des so genannten
Osthilfegesetzes nicht einzutre-
ten.» (Votum von

SD-Nationalrat Bernhard Hess,
zum Bundesgesetz über die

Zusammenarbeit mit den Staaten
Osteuropas vom 13. März 2006)
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Im Klappentext des soeben er-
schienen Buches «Der Kampf um
das Oel» von Robert H. Motzkuhn
lesen wir:
«In den letzten Jahren hat sich der
weltweite Kampf um das Öl ver-
schärft. Nicht von ungefähr sind
die Länder mit den grössten be-
kannten Vorkommen dieses wich-
tigen Rohstoffes wie der Irak oder
die Gegenden um das Kaspische
Meer zu Dauerkrisengebieten der
Weltpolitik geworden. Zugang zu
genügend Erdöl ist eine der wich-
tigsten Voraussetzungen moder-
ner Industriestaaten geworden,
und in kaum einer anderen Bran-
che kann soviel Profit gemacht
werden wie beim Geschäft mit dem
‹schwarzen Gold›. Daher ist es kein
Wunder, wenn Kreise des Grosska-
pitals skrupellos sogar Kriege vom
Zaun brechen, um an die grossen
Ölreserven unserer Erde heranzu-
kommen. Öl ist Macht und ver-
schafft Reichtum.»

USA haben noch mehr geheim-
dienstliche Operationen zur Siche-
rung ihrer Einflusssphären unter-
nommen. Mit Ausnahme der briti-
schen Strafexpedition 1812 ist das
Territorium der USA nie bedroht
oder von fremden Truppen besetzt
worden.
Kriege sind das Schicksal und die
Sendung der USA. Die Vereinigten
Staaten scheinen im Krieg eine
permanente Bestätigung ihrer
Auserwähltheit zu sehen. Sie sind
ununterbrochen auf der Suche
nach echten oder vermeintlichen
Feinden. Viele kleinere Kriege,
darunter zwei Dutzend Militärin-
terventionen in Zentralamerika
und in der Karibik, sind heute
schon vergessen.»
Und an anderer Stelle:
«Der Krieg mit Bomben und Ka-
nonen ist ab 1945 durch neuartige
Angriffe gegen die nationale Iden-
tität der ‹Anderen› ergänzt wor-
den. Die USA führen nun ohne Un-
terbrechung indirekte Kriege mit
den ‹sanften› Waffen der Durchwe-
sung. Das ist die Durchdringung
als schleichende Penetration. Das
bedeutet auch eine Verschmelzung
oder Gleichwerdung. ‹Ihr sollt in
der Umschlingung durch unsere
globalen Institutionen so werden
wie wir! Ihr sollt alle ein Abbild des
Amerikaners werden!› So lautet
der moderne Marschbefehl. Dieser
subkutane Krieg hat keine Fron-
ten. Er kennt keinen Waffenstill-
stand und keinen Friedensschluss.
Seine Wqffen sind globale Konzer-
ne wie Coca Cola, CNN, Microsoft,
Fastfood samt McDonalds und
Starbucks, Hollywood, amerikani-
scher Slang, politische Korrekt-
heit, der Dollar, Konkurrenzden-
ken und vieles anderes mehr. Die-
ser unblutige Krieg wird zur heim-
lichen Errichtung eines
weltumspannenden Imperiums
geführt, in dem ein gnädiger Kapi-
talismus regieren soll. Die USA
wollen über die geschäftige Dikta-
tur der Globalisierung die Welt
durchdringen.  Obwohl der Kom-
munismus als Konkurrenz und
Korrektiv der USA untergegangen
ist, hat das Pentagon die weltweite
Truppenpräsenz weiter ausgebaut.
Die USA unterhalten heute in rund
sechzig Staaten Militärbasen.  Die
im Prinzip gewaltlose Durchwe-
sung wird von militärischen Offen-
siven gegen Regime ergänzt, die
Widerstand leisten.
1982: Libanon – 1983: Grenada –
1986: Bomben auf Libyen – 1989:
Panama – 1991: Erster Krieg ge-
gen den Irak – 1993: Gescheiterte

Da im Nahen Osten die bedeutend-
sten nachgewiesenen Ölreserven
liegen, ist es auch nicht verwun-
derlich, dass die derzeit einzige
Weltmacht USA, die zudem äus-
serst energiehungrig ist, die un-
umschränkte Kontrolle über diese
Gebiete erobern will.

Nachgewiesene Ölreserven 
Ende 2004 in Milliarden Barrel
Iran 132,5
Irak 115, -
Kasachstan 39,6
Libyen 39,1
Und zum Vergleich
Nigeria 35,3
Algerien 11,8
Brasilien 11,2
Russland 72,3
China 17,1
Kanada 16,8

Die täglichen Netto-Ölimporte der
Vereinigten Staaten betrugen 2004
13 Mio Barrel.
Dieser Einfuhrbedarf steigt konti-
nuierlich an. Im Jahre 1994 – also
nur 10 Jahre früher – betrug er 8,7
Mio Barrel pro Tag. Gleichzeitig
sind auf dem Weltmarkt neue
Grossverbraucher in die Arena ge-
stiegen. Man denke etwa an das
1,3-Mia-Volk der Chinesen, das
noch gewaltig untermotorisiert ist,
sich aber auf einer atemberauben-
den Aufholjagd befindet. Oder an
Indien, Japan und Südkorea. Die
vier genannten Länder importie-
ren zur Zeit zusammen täglich
11,8 Mio Barrel. Vor allem der Be-
darf Indiens, das nur bescheidene
eigene Vorräte besitzt, hat sich in-
nert 25 Jahren bis 2004 vervier-
facht. Es importierte 2004 1,5 Mio
Barrel pro Tag. 
Mit diesen Hinweisen mag ange-
deutet sein, wieso die derzeitige
US-Regierung, deren Interessen
mit denen der Ölmultis eng ver-
flochten sind, so unglaubliche En-
gagements im ölreichen Vorderen
Orient eingeht und den israeli-
schen Vorposten schon fast bedin-
gungslos unterstützt.

Die politischen Methoden der USA
Die Geschichte der USA ist eine
brutale Geschichte der Eroberun-
gen und der Kriege. Malte Ol-
schewski schreibt in der Einlei-
tung zu seinem Buch «Kanonen,
Bomben und Durchwesung»:
«Die United States haben seit ihrer
Gründung 1776 etwa hundert An-
griffskriege mit Landung von
Truppen oder Bomben aus der Luft
geführt. Die genaue Zahl ist
schwierig zu ermitteln, denn die

Teilnahme an der UN-Mission in
Somalia – 1994: Haiti – 1998:
Marschflugkörper auf Sudan und
Afghanistan – 1999: 78 Tage Bom-
ben auf Jugoslawien – 2001: Krieg
gegen Afghanistan – 2003 Zweiter
Krieg gegen den Irak.»
«Ich bin ein Kriegspräsident» lau-
tet das mehrfach wiederholte ver-
meintliche Selbstlob von G.W.
Bush.
Offenbar ist dieser Mann, wie auch
seine engsten Mitarbeiter, nicht
fähig zu begreifen, welche Unge-
heuerlichkeiten sich hinter den
mutwillig vom Zaune gerissenen
Kriegen verbergen.
Unendlich viel menschliches Leid,
kulturelle Rückschläge im eige-
nen und in den angegriffenen Völ-
kern, Hekatomben vernichteter
materieller Werte und das Säen
von Hass, der sich auf Generatio-
nen hinaus auswirken wird.
Im Nahen Orient gibt es heute zwei
Musterbeispiele der US-Strategie
und -Taktik. 

Das Beispiel Irak
In den 1980er Jahren trieben die
USA den Irak in einen acht Jahre
dauernden Stellvertreter-Krieg ge-
gen den Iran. Dieser Krieg war für
die amerikanische Geschäftswelt
höchst lukrativ und belastete die
irakische Wirtschaft über alle Mas-
sen. Ausserdem verschuldete sich
der Irak ganz gewaltig. Als Saddam
Hussein dann 1989 mit den Ameri-
kanern verhandeln wollte, um ein
Wiederaufbauprogramm für das
schwer geschädigte Land zu initi-
ieren, war der Moment gekommen
um den selbstbewussten Führer
des Irak zu liquidieren. Mit den ge-
meinsten Tricks trieb man ihn in
das Kuwait-Abenteuer und schuf
die Voraussetzungen, um dieses
Land endgültig unter Kontrolle zu
bekommen.
Uns allen ist noch in Erinnerung
wie mit Lügen, Betrug und Fäl-
schungen Gründe für einen Angriff
auf den Irak konstruiert wurden.
Und so kam es zum ersten Golf-
krieg. Dessen Ziel war es «die neue
Weltordnung der Regierung Bush
auf den Weg zu bringen». Im Wall
Street Journal kommentierte Ja-
mes H. Webb, der frühere  Marine-
Oberbefehlshaber:
«Die Bush-Regierung hat mit Un-
terstützung von verschiedenen
Seiten … unsere Nation unerbitt-
lich in einen Krieg manövriert.»
Und dann kamen 10 Jahre Embar-
go, eine unerbittliche Entreiche-
rung und Entwaffnung des Irak
mit Hunderttausenden von toten
Kindern. Zu diesen vermerkte die
seinerzeitige Aussenministerin
Madeleine Albright sarkastisch und
gefühllos: «Es hat sich gelohnt!»
Tatsächlich sprechen Fachleute

Der Iran im Fadenkreuz
Der Monatskommentar von e. Nationalrat Valentin J. Oehen-Christen, Köniz

Referendum 
gegen Ost-Milliarde
Leider hat das Parlament der
Gewährung von vorerst einer
Milliarde Steuerfranken an die
neuen osteuropäischen Staaten
überdeutlich zugestimmt, so
dass das Referendum ergriffen
werden muss. Inzwischen wurde
bekannt, dass die Lega dei Ticine-
si dieses federführend ergreift.
Bereits jetzt können Sie auf
unserem SD-Sekretariat Unter-
schriftenbogen gegen die Ost-
Milliarde bestellen, die Ihnen
raschmöglichst beim Referen-
dumsstart zugesandt werden. Ei-
nen Bestelltalon finden Sie auf
der letzten Seite 16. Auch müs-
sen wir auf den beiliegenden Ein-
zahlungsschein hinweisen. Ihre
Spende fliesst vollumfänglich in
den Referendumskampf gegen
die Ost-Schmiergeldmilliarde.
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tung des Landes an sich gerissen.
Auf Fragen der iranischen Souver-
änität und ähnliche Kleinigkeiten
konnte und wollte man dabei keine
Rücksicht nehmen.
Im Zweiten Weltkrieg waren die
Briten mit dem Iran besonders ge-
mein umgesprungen.  Sie überre-
deten Stalin, mit ihnen gemein-
sam in den Iran einzufallen.  Als
Vorwand diente die Tatsache, dass
eine Handvoll deutscher Ingenieu-
re in dem neutralen Land tätig wa-
ren. Einen Monat nach dem Über-
fall dankte der regierende Schah
ab; er galt als Freund der Achsen-
mächte. An seine Stelle kam sein
Sohn Mohammed Reza Pahlevi,
der den Besatzern mehr entgegen-
kam. 
Die Besatzer schauten ruhig zu,
wie Hunderttausende von Iranern
verhungerten, da ihnen die Russen
die Lebensmittel stahlen. Tausende
erfroren im Winter 1944/45, weil
in diesem Land mit seinem Öl-
reichtum das Heizöl fehlte!
Anlässlich der berühmten Er-
klärung von Teheran  versicherten
Stalin, Churchill und Roosevelt
den Iranern die volle Souveränität
nach dem Krieg. Gleichzeitig
konnten diese jedoch in einem
Leitartikel der Londoner Times am
2. November 1944 lesen, dass die
drei Mächte England, Russland
und die Vereinigten Staaten nach
dem Krieg den Iran unter sich auf-
teilen wollten. Das brachte dem
Führer der Nationalen Front, Dr.
Mohammed Mossadegh, die nötige
Unterstützung, um gegen die kolo-
niale Ausbeutung seines Landes
ernsthaft Front zu machen.
Alle Versuche der iranischen Re-
gierungen (mehrere stolperten
über die Ölfrage) zu einer vernünf-
tigen, alle Seiten befriedigenden
Lösung zu kommen, wurden von
den Engländern kaltschnäuzig ab-
gewiesen. So wurde schliesslich
Dr. Mossadegh im April 1951 Pre-
mierminister. Gleich zu Beginn
seiner Regierungszeit beschloss
das Parlament die Nationalisierung
der Ölvorkommen, stellte also die
nationalen Interessen über jene
von England.
Damit hatte sich Persien einer un-
verzeihlichen Sünde schuldig ge-
macht; wenigstens nach dem Ur-
teil der Briten. Dies, obwohl der
Iran – in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht – stets eine Ent-
schädigung angeboten hatte.
England kündigte Vergeltung an,
schickte Seestreitkräfte nach Aba-
dan  und verhängte schliesslich ei-
ne Wirtschaftsblockade  gegen den
Iran. Diesem Embargo, das mit
Waffengewalt durchgesetzt wurde,
schlossen sich auch die Ölmultis
an. Damit waren auch die USA auf
Seite der Engländer. Die Geheim-

dienste taten das Ihrige und so ge-
lang es, den klar national gesinn-
ten Dr. Mossadegh mit seiner Re-
gierung zu stürzen und den Schah
als Alleinherrscher einzusetzen.
Dieser arbeitete dann ganz im Sin-
ne der Ölmultis und gleichzeitig
hatte die anglo-amerikanische Eli-
te ein Exempel statuiert, wie es
Entwicklungsländern ergehen
würde, die eigene Interessen über
jene Englands oder gar Amerikas
setzen würden.
25 Jahre später, als sich der Schah
vermehrt auf die Verantwortung
gegenüber seinem eigenen Volke
besann, wurde er mit den gleichen
Methoden und durch die gleichen
Kreise gestürzt und es kam

die Zeit der Mullahs mit Khomeini
als Galionsfigur
Khomeini kam 1979 mit Hilfe der
USA, GB und Frankreichs an die
Macht und eröffnete seine Theo-
kratie mit einem Blutbad gegen
Andersdenkende und politische
Gegner im Iran. Das darauf  folgen-
de wirtschaftliche Chaos war ge-
wollt und diente der Erholung des
Dollars und der Erträge der Ölmul-
tis.
Trotz aller innenpolitischen Span-
nungen und dem von aussen auf-
gezwungenen jahrelangen Krieg
mit dem Irak, gelang es dem 70-
Millionen-Volk, das auf einer
Fläche – so gross wie Frankreich
und Deutschland zusammen –
lebt, eine bedeutende wirtschaftli-
che, regionalpolitische  und gesell-
schaftspolitische Entwicklung zu
realisieren. 
Grund genug, um deswegen und
wegen seines Ölreichtums ins Vi-
sier der Amerikaner zu kommen.
Mit der Rede an die Nation eröffne-
te Bush 2002 die «Kriegser-
klärung» an den Iran, indem er
den Iran in die «Achse des Bösen»
einordnete. Das Atomforschungs-
programm und der begreifliche
Wunsch der Iraner, eine gleichwer-
tige militärische Stärke innerhalb
der Umrundung durch Atommäch-
te zu erreichen, dient dabei als Vor-
wand für die Anfeindungen.
Während z.B. Israel schon seit Jah-
ren den Iran mit seinen Atomwaf-
fen offen bedroht, die amerikani-
sche Regierung vom Einsatz von
bunkerbrechenden Atomwaffen
spricht und sogar davon, sich aus
dem Atomsperrvertrag zu verab-
schieden, um jederzeit irgendwo
auf dieser Welt  präemptiv (welch
schönes Wort!) seine überlegene
Waffentechnologie einsetzen zu
können, soll sich der Iran mit einer
traditionell bewaffneten Armee be-
gnügen. Kommt dazu, dass die ira-
nische Führung mehrfach erklär-

von 19 Milliarden Dollar Nettopro-
fit für die USA durch den 1. Golf-
krieg.  
Und damit kommen wir zum 2.
Golfkrieg.
George W. Bush übernahm das
Präsidentenamt auf 2001 nach ei-
ner sehr heftig umstrittenen Wahl.
Die Bush-Administration, die im
Januar 2001 ihr Amt antrat, war
durchdrungen von Vertretern von
Öl- und Energie-Interessen wie
keine andere Administration der
jüngsten Geschichte der USA. Öl
und Geopolitik hatten in Washing-
ton wieder absoluten Vorrang. Un-
terdessen wurde bekannt, dass be-
reits zehn Tage nach Bushs Amts-
antritt der Irak das Hauptthema im
Weissen Haus war. – Acht Monate
vor dem  Attentat in New York wa-
ren Bush, Cheney und sein Kabi-
nett bereits auf der Suche nach
Gründen zur Auslösung neuer
Kriege. Damit wird der Verdacht
immer begründeter, dass der 11.
September eine Inszenierung war,
um die Kriegsbereitschaft des ame-
rikanischen Volkes zur erwirken.
Der Kampf gegen den Terror, Osa-
ma bin Laden, Saddam Hussein
und alle andern  aus der «Achse des
Bösen» bildet seitdem die Kulisse,
vor welcher die amerikanische
Welteroberungspolitik dargestellt
wird.
Schon im September 2002 hatte
das Weisse Haus eine neue «Natio-
nal Security Strategie of the USA»
veröffentlicht, worin ein neuer
Krieg mit dem Einsatz neuester
Computer- und Kommunikations-
technik angekündigt wurde.
Tatsächlich wurde der Feldzug ge-
gen den Irak  zu einer mit Massen
von Dollars erkauften Orgie von
Verrat und Korruption, begleitet
vom skrupellosen Einsatz modern-
ster uranabgereicherter Bomben
gegen zivile Ziele im gequälten

Land. Die amerikanischen Verluste
hielten sich denn auch sehr in
Grenzen; über die Zahl toter und
verletzter irakischer Soldaten und
Zivilisten wurde und wird keine
Statistik geführt.
Das Resultat des auf Lug und Irre-
führung der Weltöffentlichkeit
durch die Amerikaner begründeten
Krieges lässt sich kurz so zusam-
menfassen:
– Der Irak versinkt im Bürger-
krieg!
– Saddam Hussein und seine
Führungsleute – soweit sie nicht
umgebracht wurden – werden in
einem Schauprozess zu Dämonen
und Unpersonen degradiert!
– Die militärische Präsenz Ameri-
kas in der Golf-Region zur Siche-
rung des Öls wird weiter verstärkt!
– Die Amerikaner, die sich so gern
als Heilbringer und Förderer der
Demokratie und der Menschen-
rechte darstellen, sind unglaub-
würdig geworden. Sie werden als
Macht wahrgenommen, die Aus-
beutung, Hunger und Elend
bringt.
– Die USA überlassen das Aufräu-
men des von ihnen angerichteten
Chaos möglichst den Verbündeten
und bereiten inzwischen den
nächsten Feldzug mit den gleichen
Mitteln vor.

Und das wird der Iran sein!
Dieser Krieg dauert de facto nun
bereits über hundert Jahre mit ver-
schiedener Intensität. Dabei ging
und geht es konsequent um die Be-
herrschung und Ausbeutung der
dortigen Ölvorkommen. Schon
1901 schwindelten die Briten dem
australischen Ingenieur William
Knox d’Arcy die Exklusivrechte für
die iranischen Ölquellen ab.
Seit 1919 hatten britische Berater,
um ihr Monopol besser behaupten
zu können, praktisch die Verwal- Fortsetzung Seite 4
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te, sie würde niemals (aus religiö-
sen Gründen) als erste Atomwaffen
einsetzen.

Die aktuelle Kriegsgefahr – oder
– Hat der dritte Weltkrieg schon
begonnen?
Im Januar 2003 unterzeichnete
Bush eine geheime präsidiale An-
weisung, Conplan 8022-2. Dieser
Plan sieht einen hochkonzentrier-
ten Schlag mit Bombardierungen,
mit elektronischer Kriegsführung
und Cyber-Angriffen vor. Gleich-
zeitig soll die gesamte Stromver-
sorgung eines Landes vernichtet
werden, damit jede interne Kom-
munikation verunmöglicht wird
und die Computer-Netzwerke
lahmgelegt werden. Darin einge-
schlossen ist ausdrücklich der Ein-
satz nuklearer «Mini-nukes». Im
Januar 2003 verfügte Bush den
«full spectrum global strike», wo-
mit zusätzlich die Kriegsführung
aus dem Weltraum vorgesehen
wird. 
Der Einsatz präemptiver Kriege
wurde damit zur offiziellen Dok-
trin erhoben, um die amerikani-
sche Vorherrschaft auf der Welt zu
sichern. F. William Engdahl, der
bekannte Buchautor, kommentiert
dies so:

«Der grundsätzliche Wechsel in
der US-Verteidigungsdoktrin seit
2001 von der Verteidigung zum An-
griff hat die Schwelle zum Atom-
krieg jedenfalls beträchtlich ge-
senkt, vielleicht sogar die Schwelle
zu einem weltweiten atomaren
Krieg.» Und an anderer Stelle:
«Wenn die Bush-Cheney-Rumsfeld
Achse es riskieren würde, einen
Atomschlag gegen den Iran zu
führen, würde das im heutigen ge-
opolitischen Kontext einen ‹Point
of no Return› in den internationa-
len Beziehungen bedeuten. Bushs
Strategie der präemptiven Kriege
beinhaltet die Gefahr, dass wenn
jemand wie der Iran den US-Bluff
mit einem ernstzunehmenden Re-
aktionspotential herausfordert, die
USA kaum eine Alternative haben,
als den undenkbaren Atomschlag
tatsächlich zu lancieren.»

Die Frage, ob der dritte Weltkrieg
schon begonnen habe, ist nur zu
beantworten, wenn die Kriege der
letzten 15 Jahre als Schlachten im
Kampf um die Weltherrschaft be-
trachtet werden. Die Analyse aller
Vorfälle, die zum Bosnienkrieg,
zum Krieg in Afghanistan, zum
Irakfeldzug und jetzt zum drohen-
den Irankrieg geführt haben, zei-
gen einen einheitlichen Hinter-
grund. Die aktuellen Kriegstreiber
um Präsident Bush sind die Spitze
des Eisberges, der die Welt nicht
zum Frieden finden lässt.

Die Dollarherrschaft – ein Kriegs-
grund!
Das Studium der Finanzpolitik der
USA, die widerwillig ertragene –
weil erzwungene – Rolle des Petro-
dollar, die unglaubliche Verschul-
dung der USA mit der hemmungs-
losen Ausbeutung der übrigen
Welt liessen und lassen unter dem
Deckel gehaltene Spannungen ent-
stehen, die sich früher oder später
entladen werden. So könnte der
Wunsch des Iran, eine eigene Öl-
börse einzurichten, ebenso zur
hasserfüllten Reaktion Washing-
tons beitragen, wie eine ähnliche
Absicht Saddam Husseins zum 2.
Golfkrieg geführt hat.
Die von Iran im Laufe des Monats
März zur Eröffnung vorgesehene
Ölbörse stellt in der gegenwärtigen

Situation eine symbolische
Bekundung von Irans
Wunsch dar, weniger abhän-
gig von der US-dominierten
Dollar-Welt zu sein. Die wirk-
lichen Kriegsgründe aber
dürften einerseits in Israels
Herrschaftsplänen im Nahen
Osten (die Amerikaner beneh-
men sich in dieser Frage seit
langem als die treuen Vasal-
len Israels!) und in der Ener-
giefrage zu suchen sein.
Wenn sich schon die EU von

den Amerikanern instrumentali-
sieren lässt (im Iran sind z.B. Mos-
sad-  und CIA-Agenten mit deut-
schen Pässen tätig!), müsste das
die Schweiz als neutrales Land ei-
gentlich nicht auch nachvollzie-
hen. 
Wie verletzlich zur Zeit unsere
Neutralität geworden ist, zeigt die
Tatsache, dass die UBS schon Ende
Januar alle Konten von Iranern
gekündigt hat. Sie hat damit in
vorauseilendem Gehorsam ge-
genüber den USA signalisiert, dass
sie sich bedingungslos der ameri-
kanischen Politik unterordnet.
Die kommenden zwei Monate wer-
den zeigen, ob die Welt ein neues
Drama – ausgelöst durch den
masslosen Machtwillen Amerikas –
erleben muss oder ob wir weiter an
einer friedlicheren Welt arbeiten
können.

Der Iran im Fadenkreuz
Fortsetzung von Seite 3
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Das Gesetzeswerk wurde im Laufe
der 60er (Lex von Moos) und der
70er Jahre (Lex Furgler) des letz-
ten Jahrhunderts gegen den Aus-
verkauf der Heimat geschaffen.
Sein Ziel war keineswegs die Ver-
hinderung der Überfremdung des
einheimischen Bodens, wie der
Bundesrat seiner Botschaft unter-
stellt.
Die Behauptung, das Gesetz ziele
auf die Verhinderung der Über-
fremdung des Schweizer Bodens
ab, war immer eine Augenwische-
rei und wurde zum Kampf gegen
die Initiative der Nationalen Aktion
(NA) bei der Schaffung der Lex
Friedrich 1983 eingeführt. Es ist
darum schlicht falsch, wenn zur
Begründung der Abschaffung der
Lex Koller vom Bundesrat argu-
mentiert wird:
«Eine Überfremdung des einheimi-
schen Bodens lässt sich gesamt-
schweizerisch gesehen nicht aus-
machen.» 
Hingegen ist der Kampf gegen die
totale Freigabe des Verkaufs an
ausländische Interessenten oder
internationale Investoren aktueller
denn je. Wir kommen unten auf
diese Problematik zurück.

Zweitwohnungsbau steigt
Die einheimische Bevölkerung der
Tourismus-Gebiete der Kantone
Wallis, Waadt, Tessin und
Graubünden weiss, zu welchen
neokolonialistischen Zuständen
die freie Handelbarkeit des Bodens
führt. Jedenfalls muss bei der ge-
planten Aufhebung der Lex Koller
in verschiedenen Regionen mit ei-
ner weiteren spürbaren Steigerung
des Zweitwohnungsbaus gerechnet
werden, und zwar sowohl in Tou-
rismusregionen als auch in städti-
schen Gebieten. In Tourismusre-
gionen ist eine Konzentration der
Nachfrage auf die grösseren und
bekannteren Destinationen zu er-
warten. Einerseits hängt dies mit
der Klimaänderung zusammen,
welche zu einer Verlagerung der
Nachfrage in höher gelegene,
schneesichere Ferienregionen
führen wird. Andererseits ist im
Tourismus mit einem verschärften
internationalen Wettbewerb zu
rechnen, in welchem sich mittel-
bis langfristig in erster Linie nur
die grossen Ferienorte mit gut aus-
gebauten touristischen Angeboten
und entsprechender Infrastruktur
werden behaupten können. Bei ei-
ner allfälligen Aufhebung der «Lex
Koller» wird sich darum als abseh-

barer Effekt auch die ökonomisch
bedingte Abwanderung weiterer
grösserer Teile der bisher in den
touristisch weniger entwickelten
und darum weniger konkurrenz-
fähigen Regionen ansässigen Be-
völkerung bemerkbar machen und
sich negativ auf die Erhaltung der
Bewirtschaftung dieser Gebiete
auswirken.
Zwischen 1980 und 2000 ist auch
in städtischen Gebieten die Zahl
der Zweitwohnungen markant ge-
stiegen. Es ist davon auszugehen,
dass sich dieser Trend fortsetzen
wird, denn der wirtschaftliche
Strukturwandel wird weiterhin da-
zu führen, dass Beschäftigte häufi-
ger die Arbeitsstelle wechseln,
Wohn- und Arbeitsort immer wei-
ter auseinander liegen sowie in
Haushalten beide Partner an ver-
schiedenen Orten berufstätig sind.
Dies dürfte in Zukunft zu einer
wachsenden Nachfrage nach
Zweitwohnungen in Städten
führen.

Steigende Immobilien- und 
Mietpreise
Eine hohe Nachfrage nach Zweit-
wohnungen führt zu steigenden
Immobilien- und Mietpreisen, was
es für die Einheimischen er-
schwert, attraktiven und er-
schwinglichen Wohnraum vor Ort
zu finden. So werden die Einheimi-
schen von den meist sehr zah-
lungskräftigen Zweitwohnungs-
käufern vom Wohnungsmarkt ver-
drängt. Zudem müssen die Ge-
meinden die Infrastruktur auf die

SD-Vernehmlassungsantwort zur Aufhebung der Lex Koller

Schluss mit 
dem Etikettenschwindel

Bei der Aufhebung der Lex Koller
ist damit zu rechnen, dass der
Nachfragedruck nach Liegen-
schaften und Zweitwohnungen
stark zunehmen wird.
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theoretische Maximalbelegung
ausrichten, welche, wenn über-
haupt, nur während eines Teils des
Jahres erreicht wird. Dies kann zu
überhöhten Infrastrukturkosten
für die Gemeinden und damit zu
einer klaren Benachteiligung der
lokalen Bevölkerung und Wirt-
schaft und einer erhöhten Steuer-
belastung führen.
Die zu beobachtende Überhand-
nahme der Zweitwohnungen führt
vor allem in touristischen Regio-
nen zu einer Reihe von uner-
wünschten Wirkungen. Die Lex
Koller hat diese Entwicklungen in
der Vergangenheit zwar nicht stop-
pen können, doch die geplante Auf-
hebung wird den Problemdruck
merklich verschärfen.
Ebenso wird eine allfällige Aufhe-
bung der «Lex Koller» der Liberali-
sierung des Immobilienmarktes
und Lancierung der in diesem Zu-
sammenhang zu erwähnenden de-
rivativen Finanzinstrumenten, in
Form von «Immobilienderivaten»
durch Banken und Finanzdienst-
leister, zusätzlich spekulativen
Charakter verleihen und den Preis-
druck und die Preisniveaus somit
unerfreulich erhöhen. Vergleich-
bare spekulative Effekte in der Im-
mobilienbranche sind in den Verei-
nigten Staaten von Amerika seit
Jahren zu beobachten.

Der Sinn des Gesetzeswerks
wurde vom Bundesrat 1960 wie
folgt beschrieben:
«In der Schweiz ist der Boden be-
sonders knapp…. Auf diesem von
Natur engen und angespannten
Bodenmarkt kann schon eine ge-
ringe und erst recht eine massive
ausländische Nachfrage, oft buch-
stäblich ‹um jeden Preis›, den Bo-
denpreis gefährlich in die Höhe
treiben. Der höhere Bodenpreis
wirkt sich als Teuerungsfaktor für
die ganze Volkswirtschaft aus. Jede
Bodenpreissteigerung leistet der
Bodenspekulation und diese wie-
derum einer weiteren Preissteige-
rung Vorschub»…
und am 13. Dezember 1972 bekräf-
tigte der Bundesrat die Situation
vor dem Nationalrat mit folgenden
Worten:
«Es ist für einen Kleinstaat einfach
nicht möglich, Auffangbecken zu
werden für alle.»

Es kann nicht bestritten werden,
dass die Situation heute um ein
Mehrfaches schlimmer ist als noch
1960. Im Jahre 1960 teilten sich
5,2 Millionen Menschen in die Le-
bensgrundlage «Boden der
Schweiz». Heute sind es 7,5 Millio-
nen, wobei die verfügbare Boden-
fläche der Schweiz unterdessen
durch die wilde Bauerei  wesent-
lich vermindert wurde. Seit 40 Jah-

ren wird jede Sekunde 1 qm –
meist des produktivsten Bodens –
mit Beton versiegelt.
Es ist geradezu selbstmörderisch,
wenn zusätzlich weiterhin jährlich
ein Migrationsüberschuss von
rund 50’000 Personen akzeptiert
(gewollt) wird, damit die Wohn-
bautätigkeit rekordverdächtig wei-
tergehen kann. Mit der Aufhebung
der Lex Koller würde eine noch
vorhandene Bremse der Selbstver-
nichtung durch Überlastung der
natürlichen Lebensgrundlagen
gelöst. Dagegen werden sich die
Schweizer Demokraten mit aller
Kraft wehren!

Lex Koller zeitgemäss oder nicht?
Die Gegner des Investitionsverbo-
tes durch Ausländer in unseren
Boden behaupten, dieses sei nicht
mehr zeitgemäss. Doch schon heu-
te lässt sich feststellen, dass sich
die Flucht in die Sachwerte und ins
Edelmetall abzeichnet. Somit ist es
höchst zeitgemäss, die Lex Koller
weiterzuführen. Nicht nur das, es
wäre angezeigt, diese zu verschär-
fen, und den Immobilenmarkt vor
dem zu erwartenden Fluchtkapital
aus dem Ausland zu schützen. Zu
überlegen wäre auch die Zweitauf-
lage der Lex Celio (1972) und ihre
Überführung ins ordentliche
Recht.

Globalisierungsfalle
Zurzeit wird die Globalisierung
mit allen Konsequenzen wie freie
Handels- und Investitionsmöglich-
keiten auf der ganzen Welt als un-
abwendbare, schicksalhafte Not-
wendigkeit dargestellt. Tatsächlich
aber ist die Globalisierung ein neo-
kolonialer Raub von Ressourcen
der armen Länder. Niemand hat je-
doch das Recht, dem andern die
zum Leben notwendigen, natürli-
chen Grundlagen oder Ressourcen
wegzukaufen oder gar gewaltsam
zu entreissen. Die Schweiz ist im
Sinne der natürlichen Lebens-
grundlagen ein armes Land. Die
geplante Aufhebung der Lex Koller
wendet sich gegen die legitimen
Interessen der Schweiz als freier
und selbstbestimmter Staat. Die
Schweizer Demokraten werden
deshalb dem Ausverkauf der Hei-
mat nicht tatenlos zusehen und
das Referendum gegen die Aufhe-
bung des Bundesgesetzes über den
Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland ergreifen.

Nachfrage wird steigen
Bei der Aufhebung der Lex Koller
ist damit zu rechnen, dass der
Nachfragedruck nach Liegenschaf-
ten, Zweitwohnungen und generell
nach Grund und Boden, in den
Kantonen und Gemeinden mit be-
reits heute hoher ausländischer

Nachfrage noch stark zunehmen
wird. Darauf deutet die derzeitige
hohe Ausschöpfung der Kontin-
gente in den touristischen Kanto-
nen hin. Gestützt auf Artikel 13
BewG kennen derzeit zahlreiche
Gemeinden weitergehende Ein-
schränkungen des ausländischen
Erwerbs. In vielen touristischen
Gemeinden gelten heute, unab-
hängig von der Kontingentierung
auf Bundesebene, Maximalquoten
für den Verkauf von Grundstücken
und Wohnungen  an Personen im
Ausland. Bei der Aufhebung der
Lex Koller werden diese Regelun-
gen wegen Fehlens der Rechts-
grundlage hinfällig, so dass in die-
sen Gemeinden mit einem zusätz-
lichen Nachfragedruck durch Per-
sonen im Ausland zu rechnen ist.
Zudem ist nicht abzuschätzen, wie
sich die Nachfrage in Kantonen
und Gemeinden entwickeln wird,
in denen der Erwerb von Ferien-
wohnungen durch Personen im
Ausland heute nicht zugelassen ist,
weil sie nicht als Tourismusregio-
nen gelten.

Bedenkliches Demokratie-
verständnis

Der Grundstückerwerb durch Per-
sonen im Ausland war immer eine
politisch hart umkämpfte Angele-
genheit. Wie erwähnt, scheiterte
am 20. Mai 1984 die NA-Initiative
«gegen den Ausverkauf der Hei-
mat» nur ganz knapp in der Volks-
abstimmung, und zwar mit 837987
Ja-Stimmen (48,9 Prozent) gegen
874964 Nein. Vor etwas mehr als
zehn Jahren wurde dank einem
Referendum der Schweizer Demo-
kraten eine Lockerung der Lex
Friedrich mit 53 Prozent verwor-
fen. Es zeugt von einem falschen
Demokratieverständnis, etwas
mehr als ein Jahrzehnt später ein
Gesetz nun gänzlich aufheben zu
wollen, das auch heute von einer
klaren Mehrheit des Stimmvolkes
getragen wird.

Schlussfolgerungen
Die Schweizer Demokraten lehnen
die Vorlage zur Aufhebung der Lex
Koller in aller Form ab. Sie verlan-
gen vielmehr die Prüfung der Mög-
lichkeiten der künftigen Abwehr
von spekulativem, anlagesuchen-
dem Kapital in der Schweiz bei ei-
ner allfälligen, aber zu erwarten-
den, künftigen Konsolidierung der
Weltwirtschaft. Die vorgeschla-
genen raumplanerischen Mass-
nahmen gegen die Ausuferung des
Ferienwohnungsbaus unterstüt-
zen sie.

Bernhard Hess, Nationalrat,
Zentralpräsident

Roland Schöni, Zentralsekretär

Das Kulturland weicht mehr und
mehr den Siedlungen.

Bei der Einbürgerungsabstimmung
und dem Referendum gegen die
Personenfreizügigkeit mischten
sich die Landeskirchen massiv in
den Abstimmungskampf ein.
Bereits heute politisieren Vertreter
der Kirchen über die kommende
Abstimmung über das revidierte
Asyl- und Ausländergesetz.
Schlimm ist, dass die Kirchen mit
Gesetzesbruch drohen und sich
nicht an die Entscheide einer
Demokratie halten.
Dies hat mich veranlasst, auf einen
Artikel eines Pfarrers mit dem fol-
genden Leserbrief zu entgegnen.

Recht auf Zuflucht 
(Entgegnung auf Leserbrief vom
27. Januar 2006)
In seinem Leserbrief droht Pfarrer
Hans Jörg Fehle, Wattwil/St. Peter-
zell, mit Kirchenasyl, falls der
Stimmbürger das revidierte Asyl-
und Ausländergesetz befürwortet.
Es stimmt schon nachdenklich,
wenn sich Herr Fehle über einen

Volksentscheid hinwegsetzen will!
Dies ganz nach dem Motto: Wir,
die Kirche, sind der Staat im Staa-
te und haben unsere eigenen Ge-
setze.
Noch immer wandern gegen 90
Prozent Ausländer unter dem Vor-
wand des Asyls in unser Land.
Diese Leute sind nicht an Leib und
Leben gefährdet. Die Schweiz ist
deshalb verpflichtet diese Miss-
bräuche zu bekämpfen, um Platz
für echte Flüchtlinge zu schaffen.
Pfarrer Fehle wäre zu empfehlen,
doch vorerst die Roma-Familie von
Rüschlikon bei sich aufzunehmen.
Gemäss Zürcher Regierungsrat
kostete diese im Asylverfahren auf-
genommene Familie den Steuer-
zahler schon weit über eine Million
Franken. Allein mit der Beherber-
gung dieser «berühmten» Roma-
Familie würde Pfarrer Fehle so-
wohl finanziell, wie auch mit sei-
ner Nächstenliebe bald an seine
Grenzen stossen.

Kurt Koller, Lichtensteig

Einmischung der Kirchen
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lichkeit, um die Entwicklung der
Telekommunikation voranzutrei-
ben oder den bisherigen Status
Quo zumindest zu erhalten. Er
wird nicht mehr sicherstellen kön-
nen, dass technologischer Fort-
schritt in nützlicher Frist flächen-
deckend zur Verfügung gestellt
wird. Dies bedeutet auch einen kla-
rern Autonomieverlust zu Gunsten
neoliberaler Interessen, die keines-
wegs im Sinne des grössten Teils
des Schweizer Volkes sein können.

Flankierende Massnahmen nutzlos
Der Zusatzbericht über mögliche
flankierende Massnahmen – in der
Politik der Landesregierung in den
letzten Jahren ein Zauberwort –
zeigt, wie widersprüchlich die
ganze Argumentation des Bundes-
rates ist. So wird auf der einen Sei-
te wieder und wieder betont, dass
eine Privatisierung der Swisscom
keine Auswirkungen auf die Qua-
lität der Telekommunikations-
dienste in der Schweiz haben wird.
Auch nicht auf die Arbeitsplätze
und die Randregionen. Auf der an-
deren Seite werden flankierende
Massnahmen vorgeschlagen. Die
Landesregierung bejaht damit,
dass die Privatisierung mit Konse-
quenzen verbunden ist wie:
1. dem Risiko einer Übernahme

durch einen grossen Anbieter
oder durch einen Finanzinves-
tor.

2. den Nachfolgekonsequenzen
einer solchen Übernahme auf
die Telekommunikationsdienste
in der Schweiz und den Wirt-
schaftsstandort Schweiz.

3. der Gefährdung der Telekom-
munikationsgrundversorgung.

Die strategischen Ziele, die der
Bund als Mehrheitsaktionär der
Swisscom vorgibt, sind der einzige
Garant, dass alle Zugang zu den
bestehenden und neusten Techno-
logien der Telekommunikation ha-
ben. Diese absoluten Möglichkei-
ten hat der Bund bei einer vollstän-
digen Privatisierung nicht mehr.
So kann er nur noch Verordnun-
gen erlassen, die jeweils bei In-
krafttreten bereits überholt sind
und den rasanten technologischen
Fortschritten hinterherhinken. 

Aus all diesen Gründen kommen
die Schweizer Demokraten (SD)
zum Schluss, dass die Abgabe der
Bundesmehrheit an der Swisscom
weder dem Wohl des Volkes, der
Wirtschaft noch dem Wohl des Ge-
meinwesens dient. Ein allfälliges
Referendum gegen die vollständige
Swisscom-Privatisierung wird des-
halb von den SD mitgetragen.

die Telekommunikationsinfra-
strukturen, die im heutigen infor-
mationstechnologielastigen Um-
feld marktentscheidende Primär-
faktoren darstellen. 
Zweifellos sind Gewerbe- und
Dienstleistungsbetriebe in den
Randregionen gegenüber ihrer
zentrumsnahen Konkurrenz be-
nachteiligt. Die meist abgelegenen
Randregionen sind dünner besie-
delt als Städte, was den Kreis mög-
licher Kunden nur schon deshalb
einschränkt. Wenn diese Regionen
künftig hinsichtlich des Telekom-
munikationsangebots zusätzlich
benachteiligt würden, gerieten sie
noch weiter ins Hintertreffen. Der
Graben zwischen Stadt und Land,
und damit das soziale Ungleichge-
wicht überhaupt, würde damit
zweifellos grösser.

Flächendeckender Service Public
gehört zur Schweiz
Für die Wohlfahrt, den Fortschritt
und den Service Public einer
Volkswirtschaft ist es entschei-
dend, welche Telekommunikati-
onsinfrastrukturen ein Land be-
sitzt, sowohl für die Bevölkerung
wie auch für die Unternehmen. Ein
guter, flächendeckender Service
Public gehört seit jeher zum
Selbstverständnis der Schweiz. So
gehört es zu unserer Tradition und
zu unserem Erfolgsrezept, dass al-
le überall im Land zum gleichen
Preis qualitativ hoch stehende Lei-
stungen beziehen können. Bei der
Telekommunikation mit ihrem ra-
santen Technologiefortschritt ist
es unvorstellbar, dass ein vollstän-
dig privatisiertes Unternehmen die
Anforderungen erfüllt, die für un-
sere Wirtschaft, aber auch für die
Attraktivität all unserer Wohnge-
biete entscheidend sind. So wird
zwar ein privatisiertes Unterneh-
men die Mindestanforderungen
der Konzession erfüllen. Qualitativ
wird es aber nur für diejenigen
Kunden oder geografischen Gebie-
te darüber hinausgehen, die dafür
lukrativ genug sind. 

Verlust der Einflussmöglichkeiten
Zieht sich der Bund bei der Swiss-
com vollständig zurück, verliert er
damit jede direkte Einflussmög-

Swisscom in der Globalisierungsfalle

Der Bundesrat gibt vor, auf die Ei-
genständigkeit von Swisscom
Wert zu legen. Trotzdem schlägt
er keine Lösung vor, die diese Un-
abhängigkeit mittelfristig wirklich
sicherstellen würde. Kurz- oder
mittelfristig ist die Vorstellung
plausibel, dass die Swisscom
durch einen internationalen Tele-
kommunikationsriesen oder eine
Investorengruppe übernommen
werden könnte. Die Folge: Der
Abbau von Arbeitsplätzen wäre
sehr wahrscheinlich, besonders in
den Randregionen. Zudem wür-
den viele Stellen mit hohem Mehr-
wert ins Ausland verlagert.
Mit welchem Verfahren der Bund
auch seine Aktien verkauft, die
kurz- oder mittelfristige Konse-
quenz davon wird die Übernahme
der Aktienmehrheit und somit der
Swisscom durch einen internatio-
nalen Telekommunikationsriesen
oder ein Investorenkonsortium
sein mit primär spekulativen Ab-
sichten. Der Telekommunikations-
markt ist heute von einer Vielzahl
von Übernahmen gekennzeichnet.
Dies sind entweder grosse interna-
tionale Anbieter wie France Tele-
com, Deutsche Telekom oder inter-
nationale Investorengruppen. Ge-
genwärtig ist die Branche erneut
Schauplatz von Akquisitionen. So
hat im April 2005 die spanische Te-
lefonica 51,1 Prozent der Aktien
von Cesky Telecom übernommen.
Ende Juli 2005 wurde der spani-
sche Mobiltelefonie-Anbieter
durch France Telecom übernom-
men. Ende Oktober 2005 hat Tele-
fonica erfolgreich ein Kaufangebot
für den britischen Mobiltelefonie-
Anbieter O2 lanciert. Der Hauptan-
bieter in Dänemark, TDC, wurde
aufgrund eines Ende Januar 2006
abgeschlossenen öffentlichen
Kaufangebots von der amerika-
nisch-britischen Investorengruppe
Nordic Telephone Company (NTC)
übernommen. Aber auch die
Schweiz hat verschiedene grössere
und kleinere Übernahmen durch
ausländische Unternehmen zu ver-
zeichnen. So wurde im vergange-
nen Oktober der grösste Kabelan-
bieter der Schweiz, Cablecom, voll-
ständig von der amerikanischen
Investorengruppe Liberty Global
aufgekauft. Zudem wurde im letz-

ten Herbst die auf Internet-Telefo-
nie spezialisierte Zürcher Firma
Media Streams von Microsoft über-
nommen.

Gesundes Unternehmen weckt
Kaufinteresse
Die Swisscom ist ein finanziell ge-
sundes Unternehmen mit guter
Rentabilität, das sehr komfortable
Gewinne erwirtschaftet. Und die
Swisscom ist die grösste Telekom-
munikations-Anbieterin in einem
wirtschaftlich starken Land mit ei-
ner bisher hohen Kaufkraft. So ist
es vor dem genannten internatio-
nalen Hintergrund unvermeidlich,
dass in naher Zukunft eine voll-
ständige Privatisierung der Swiss-
com das Interesse grosser auslän-
discher Anbieter oder Investoren-
gruppen wecken wird. 
Eine Abgabe der Bundesmehrheit
an den Swisscom-Aktien ist des-
halb gleichbedeutend mit einer
weiteren Abgabe eines grossen Tei-
les schweizerischer Identität und
Souveränität an einen oder mehre-
re fremdbeherrschte Investoren,
was ganz klar nicht im Sinne der
Schweiz sein kann.

Gefährdete Arbeitsplätze
Eine vollständige Privatisierung
und ihre Übernahme durch einen
ausländischen Akteur wäre mit
grossen Risiken für die heimischen
Arbeitsplätze verbunden. So würde
der voraussichtliche Rückgang bei
den Investitionen vor allem in den
Randregionen zu Personalabbau
führen. Weiter wären bei der Über-
nahme durch einen anderen Kom-
munikationsanbieter vor allem bei
der Forschung und Entwicklung
Synergien zugunsten des neuen
Besitzers und auf Kosten der
Swisscom zu erwarten. Noch dra-
stischere Schnitte wären bei einer
Übernahme durch eine Investoren-
gruppe beim Personal zu befürch-
ten, denn naturgemäss besteht de-
ren Unternehmenspolitik darin,
die Gewinne für Aktionäre zu ma-
ximieren. Fast immer führt dies zu
einer Reduktion der Lohnsumme
des Unternehmens und somit zu
Stellenabbau.

Konsequenzen für die 
Randregionen
Um für allfällige neu zuwandernde
Unternehmen Attraktivität zu ha-
ben, oder auch nur die bestehen-
den halten zu können, sind ökono-
misch schwächere Randregionen
stark von Hochleistungs-Infra-
strukturen abhängig. Dies gilt für
Strassen- und Schienennetze
ebenso wie für Post und Logistik.
Ganz besonders gilt dies aber für

Bernhard Hess,
Nationalrat 
und SD-Zentral-
präsident, Bern
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Tag für Tag wird die Arbeit der
Fahndungs- und Kriminalpolizei
durch «juristische» Personen wie
z.B. Rechtsanwälte und Richter zu-
nichte gemacht. Täglich werden
Dealer, Klein- und Gewaltverbre-
cher der Justiz überführt, die glei-
chentags, aus was auch immer für
fadenscheinigen Argumenten, von
den Haftrichtern auf freien Fuss
gestellt werden. Was sind die
Gründe hierfür, fragen wir uns
Steuerzahler: «Hat das Banditen-
tum einen höheren Stellenwert als
Recht und Anstand?» Werden un-
sere Justizbeamten bedroht oder
sind sie einfach Brüssel-obrigkeits-
hörig (Schengenverträge)? Sind
die schwer verständlichen Hand-
lungen unserer Juristen Willkür,
oder basieren die Freilassungen
auf Gesetzestexten? Wenn ja, müs-
ste man denn nicht handeln und
diese Missstände berichtigen?
Die Polizeibeamten werden im ge-
samten nicht nur Gefahren ausge-
setzt, nein, ebenso schlimm ist der
Nachgeschmack der Hilflosigkeit
(Resignation) die unsere Beamten
erfasst. Warum wird all denjeni-
gen, die für Grundsätze wie Recht
und Anstand den Beruf des Polizis-
ten ausüben, jegliche Motivation

genommen? Wir Schweizer Demo-
kraten sind ganz gewiss nicht für
einen Polizeistaat: 
«Wir verlangen Präsenz von unse-
rer Polizei, verlangen besseren
Schutz für unsere Kinder, Frauen
und betagten Schweizer Bürger.
Daher dürfen wir Steuerzahler
auch verlangen, dass die Arbeit der
Juristen (oftmals mit Stipendien
der öffentlichen Hand mitfinan-
ziert) für Recht und Ordnung ein-
steht, und nicht Gaunern, Krimi-
nellen und Schwerstkriminellen
zu Straffreiheit verhilft. Es muss
aufhören, dass Anwälte solchen
Leuten Leistungen erbringen, die
es ihnen ermöglichen, nach der
Festnahme gleich wieder auf freien
Fuss zu kommen oder einen Straf-
prozess bis zur Verjährung zu ver-
zögern… Andere ‹Delikte› wie das
Falschparkieren, sind auch so ‹Fäl-
le›, wo enorme Kosten für uns
Steuerzahler anfallen, die eigent-
lich vermieden werden könnten.»
Beispiel: Wird eine Parkbusse ge-
fällt, kann diese ab Franken 30.– in
einen Hafttag umgewandelt wer-
den. Per Fr. 30.– steigend, kommt
ein zusätzlicher Hafttag usw. hin-
zu.
Was wir hier aufzeigen wollen ist
Folgendes für den Kanton Bern:
Eine Parkbusse von 30 Franken
kann in einen Hafttag (sofern die-
ser angetreten wird) umgewandelt
werden, was uns Steuerzahler das
Umwandlungsurteil, die Verpfle-
gung und unter Umständen die
Haftergreifung kosten wird… soll
heissen, für dreissig Franken Buss-
geld müssen wir Steuergelder von

Volle Gefängnisse

ca. 200 Franken Urteilskosten kal-
kulieren, ohne dass dabei die Be-
amtenlöhne, evtl. psychologische
Betreuung und Transport einbe-
rechnet worden wären. Rechnet
man ein Quartal (3 Mt.) auf 400
Verzeigungen hoch, erhält man ei-
ne Summe von sage und schreibe
80000 Franken Staatskosten für
einen Gegenwert von 12000 Fran-
ken. Ergibt einen Minusertrag für
null Erfolg in der Höhe von 68000
Franken Steuergeld.  
Drastischer weisen sich die Kosten
von Schwer-, Schwerst- und Ge-
waltverbrechern aus: Denn hier
kommen noch psychologische,
ärztliche und intensive Bewa-
chungsbeträge und Fahrkarten
hinzu.

Statistik per 14.01.06 siehe Kas-
ten: Bei den als Schweizern aufge-
führten Personen ist augenfällig,
dass es sich bei den Inhaftierten
Personen um eingebürgerte, also
nicht heimische Namen handeln
muss. Diese Personen müssen
höchstwahrscheinlich vor kurzem,
oder eventuell schon etwas länger
zu «Schweizern» eingebürgert
worden sein… 

Da werden jetzt die «ewig Guten»
aufschreien und verkünden, dass
die Insassen doch Arbeiten nachge-
hen und viel für die Gesellschaft
und ihre Eingliederung leisten
würden. 
Diese Argumentation ist für uns
Schweizer Demokraten (SD)
schlicht und einfach zu banal. Ers-
tens wird niemand in der Schweiz
zu einer Straftat gezwungen, zwei-
tens sind die geleisteten Erträge
dazu da, Instandhaltungskosten
der «Haft-Hotellerie» mitzufinan-
zieren. Die Kosten für Wasser, Ab-
wasser, Verpflegung, TV- und Ra-
diogebühren (jeweils den Nationa-
litäten angepasst) werden gerne
dem Steuerzahler übertragen. 
Demjenigen, der sich noch ein Ei-
genheim aus eigener, legaler Arbeit
leisten kann, werden diese Dienst-
leistungen nebst den Steuern; «als
Gebühren oder sonstige Abgaben
aus dem Geldsäckel gefordert…
…und das mit Billigung der staats-
tragenden Regierungsparteien.»

Wohlgemerkt:
Im Kanton Bern sind dies die SVP
und FDP zusammen mit der SP
und den Grünen.

Die Zahl der Insassen in Schweizer Gefängnissen hat im vergangenen
Jahr einen Rekordwert erreicht. Mit 6111 Inhaftierten waren die Gefäng-
nisse zu 93 Prozent ausgelastet. Ein Drittel der Inhaftierten befand sich
in Untersuchungshaft. Eine Erhebung am 7. September 2005 bei 122 An-
stalten und Institutionen zeigte, dass insgesamt 6111 Personen inhaf-
tiert waren, 128 mehr als ein Jahr zuvor, wie das Bundesamt für Statistik
mitteilte. Auf 100000 Einwohner kamen damit am Stichtag der Zählung
83 Häftlinge, verglichen mit 81 im Vorjahr und mit 71 im Jahr 2003. Die-
ser Quotient hat in den letzten zwei Jahren um zwölf Prozent zugenom-
men. Der Anteil der ausländischen Inhaftierten betrug 70,5 Prozent.

Kanton Bern ohne Stadt Bern
Haftstrafen nach Nationen (Stand per 14.01.2006)
Schweiz / inkl. Eingebürgerte 371
Afrika und Südamerika / inkl. Inselstaaten 222
Indische, Asiatisische und Arabische Staaten 13
EU- und Balkanstaaten 301
Amerika 5
Alle Ausländer zusammen 571
Nicht verifiziert / unbekannte Herkunft 34

Durchschnittliche Verpflegungskosten pro Insasse / Tag
1.00 28.00 28.00 Gesamt: 987 27636.00 pro Tag

Durchschnittliche Verpflegungskosten pro Insasse / Jahr
365.00 28.00 10220.00 Gesamt: 987 10087140.00 pro Jahr

Nicht einberechnete Kosten für: Transport, Justizaufwand, Psychologen
und Betreuer der Gefangenen, Arzt- und Spitalkosten, allgemeine Be-
treuung von Misshandelten und Schwerstgeschädigten.

371

222

13 301

5

571

34

Schweiz / inkl.
Eingebürgerte

Afrika und
Südamerika / inkl.
Inselstaaten

Indische, Asiatisische
und Arabische
Staaten

EU- und
Balkanstaaten

Amerika

Alle Ausländer
zusammen

Nicht verifiziert /
unbekannte Herkunft

Roland Schöni,
SD-Zentral-
sekretär und
Regierungsrats-
kandidat SD
Kanton Bern
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Kanton Aargau

Baden vorläufig knapp
an Scharia vorbei geschlittert

Vorbemerkung: Scharia ist die is-
lamische Art der «Rechtspre-
chung», die in mehreren mosle-
mischen Staaten offiziell prakti-
ziert wird, u.a. im Sudan und di-
versen Staaten der arabischen
Halbinsel, evtl. auch im Iran. Aus-
peitschen oder Steinigung von
Ehebrecherinnen (merke: nur für
das weibliche Geschlecht vorgese-
hen!) gehören ebenso dazu wie
Abhacken von Händen und Füs-
sen bei verurteilten Dieben.
Am 12. Februar fand im Bezirk Ba-
den die Ersatzwahl für einen Be-
zirksrichter statt. (Bezirksrichter
sind im Aargau Laienrichter, nur
der jeweilige Gerichtspräsident
muss ein Jurist sein.) Dass bei
Richterwahlen eine Kampfwahl
stattfindet, ist selten, meistens ma-
chen die (grossen) Parteien dies
unter sich aus, so schön nach dem
Prinzip «Säuhäfeli – Säudeggeli»;
diesmal stellte für die zurücktre-
tende CVP-Richterin nicht nur die
CVP einen Kandidaten, sondern
auch die SVP und die Alternative
Liste. Der Kandidat der letzteren
wurde von der SP und dem Team
(in Baden seit Jahrzehnten eine
linke Partei, die jeweils etwa gleich
stark wie die SP ist) unterstützt.
Der CVP-Kandidat wurde auch von
der FDP unterstützt, während der
SVP-Kandidat ohne «Fremdunter-
stützung» blieb. Der erste Wahl-

gang ergab Erstaunliches: Trotz-
dem die SVP bei Exekutivwahlen in
Baden jeweils schlecht abschnei-
det, erreichte deren Kandidat deut-
lich am meisten Stimmen (5660),
der CVP-Kandidat 4385 und der
AL-Kandidat (Alternative Liste)
3336 Stimmen. Der AL-Kandidat
heisst Yahya Bajwa, ein ehemaliger
Pakistani. Ich kenne Herrn Bajwa
persönlich, wir haben längere Zeit
im gleichen Haus gewohnt. In pri-
vatem Umgang ist er sehr umgäng-
lich und anscheinend «integriert».
Aber in der Öffentlichkeit sieht
man ihn meistens bekleidet mit ei-
nem Beret-artigen «Spezialkäppi»,
offenbar ein religiöses Symbol. Er
tritt überall auf, wo es um Auslän-
derfragen, so genannte «Integra-
tion» oder um Islam geht, in der
Arena von SF DRS bereits mindes-
tens zweimal, zuletzt Ende Feb-
ruar, wo es um Islam und Integra-
tion ging. Er hat sich auch schon
mehrmals in den Aargauer Medien
zu Wort gemeldet, u.a. wenn es
darum ging zu «beweisen», wie
friedlich der Islam sei und dass
Islam ja eigentlich «Friede» bedeu-
tet. Ob Bajwa für den zweiten
Wahlgang im Mai wieder antritt,
steht noch nicht fest. Vorerst ist
der Bezirk Baden jedenfalls vor der
Einführung der Scharia verschont
geblieben.

Dr. Dragan Najman, Baden

Kanton Bern

Wahlen Kanton Bern:

SD-Liste unverändert
Machen Sie nicht die Faust im Sack. Gehen
Sie am 9. April 2006 unbedingt an die Urne,
oder wählen Sie ab sofort brieflich.
Sie helfen unserer heimattreuen Politik am
besten, wenn Sie die SD-Liste 7 unverändert
einlegen.

Unbequeme Politiker müssen da-
mit leben, dass ihre Visionen
manchmal erst Jahrzehnte später
in die Realität umgesetzt werden.
Späte Genugtuung erfährt in die-
sem Fall SD-Nationalrat Bernhard
Hess, der vor mehr als zehn Jahren
im Stadtrat mit der Idee eines YB-
Trams scheiterte. Heute schmückt
sich ein «Nünitram» mit den Far-
ben des BSC Young Boys.
Ein Blick zurück: Der damals
frischgebackene SD-Stadtrat Bern-
hard Hess wollte am 24. März 1994
mit seinem Postulat «Bern steht
zu YB / ‹Nünitram› mit Young

Boys-Anhänger» seinem bevorzug-
ten Fussballclub einen Liebes-
dienst erweisen. Sogar der Ge-
meinderat war bereit, den Vorstoss
zur Prüfung entgegenzunehmen.
Unterstützt wurde das SD-Postulat
zudem auch von der FDP. So ver-
hielt sich FDP-Stadtrat Peter
Bühler wohlwollend dem Projekt
gegenüber und wünschte sich in
einer humorvollen Rede viele Tore
für die Young Boys und auch gelb-
schwarze Sponsoren für die Stadt-
kasse. Doch auch, weil aus der
falschen politischen Ecke, wurde
diese Idee von einer erdrückenden
rot-grünen Mehrheit abgelehnt.
Umso mehr freut sich Bernhard
Hess Jahre später darüber, dass sei-
ne Vision von damals jetzt doch
noch in Erfüllung ging, und be-
sucht die Heimspiele seiner Young
Boys bevorzugt im gelb-schwarzen
«Nünitram».

YB-Tram

Mit Empörung nehmen die
Schweizer Demokraten (SD) der
Stadt Bern zur Kenntnis, dass die
Stadtbehörden nach wie vor mit
Antifa-Aktivisten Verhandlungen
führen, obwohl diese keinerlei Ge-
sprächsbereitschaft zeigen.

Die SD fordern die Polizeidirektion
auf, sämtliche Geheimverhandlun-
gen mit dem Antifa-Umfeld unver-
züglich einzustellen. Vielmehr
muss der Antifa unmissverständ-
lich klargemacht werden, dass die
Stadt Bern keine gewalttätige

Demonstration am kommenden 
1. April 2006 dulden wird. Die
Stadtbehörden sollen klar und be-
stimmt kommunizieren, dass
sämtliche illegalen Zusammenrot-
tungen unverzüglich aufgelöst
werden und die Rädelsführer mit
der ganzen Härte des Gesetzes
rechnen müssen. Niemals werden
die SD weitere unbewilligte Antifa-
Saubannerzüge durch die Berner
Innenstadt dulden.

Dieter Beyeler, Stadtrat,
SD-Pressechef Stadt Bern

SD fordern griffige
Anti-Antifa-Massnahmen
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Seit mehr als einem Jahrzehnt
sind die SD-Ehegatten Hans-Pe-
ter und Lydia Riesen ein sicherer
Wert auf der politischen Bühne
der Stadt Bern und des Nordquar-
tiers. Nun tritt Hans-Peter Riesen
aus beruflichen Gründen aus dem
Grossrat zurück. Folgt ihm wie-
derum die Ehegattin Lydia Rie-
sen?
Hart in der Sache, aber moderat im
Ton. Das ist die Devise von Hans-
Peter Riesen, der die letzten zwei
Jahrzehnte die Politik der Stadt-
sektion Bern der Schweizer Demo-
kraten (SD) bedeutend mitprägte.
Als sich Mitte der 80er-Jahre der
Missbrauch des Asylrechts auf dem

Höhepunkt gipfelte, entschlossen
sich die Ehegatten Riesen, den hei-
mattreuen SD beizutreten. Sofort
wurden diese herzlich aufgenom-
men und schon sehr bald in die
Parteigremien integriert. Sowohl
Hans-Peter wie auch Lydia Riesen
erhielten bald Vorstandsämter und
entpuppten sich als fleissige Unter-
schriftensammler für verschiedene
SD-Initiativen gegen den Asylmiss-
brauch, gegen den Ausverkauf der
Heimat oder gegen die UNO-Blau-
helme. 

Gegen Kriminalität im Stadtrat…

Dank dieser Basisarbeit wurde
Hans-Peter Riesen dann auch 1994
mit dem Einsitz in den Berner
Stadtrat belohnt. Während weite-
ren sieben Jahren war er ein akti-
ver Stadtrat, der sich nicht scheu-
te, den Finger auf verschiedene
wunde Punkte zu legen. Vor allem
die Durchsetzung von Sicherheit,
Recht und Ordnung waren ihm

wichtige Anliegen. Mit eigenen
Vorstössen kämpfte er gegen die
zunehmende Kriminalität, die
Vandalenakte und das Drogenelend
in der Stadt Bern. Anfang 2000
konnte Hans-Peter Riesen Einsitz
in den Grossen Rat nehmen und
wurde 2002 glanzvoll wiederge-
wählt. Pikantes Detail: Für Hans-
Peter rutschte damals ausgerech-
net seine langjährige Ehefrau für
die SD ins Stadtparlament nach. 

…für das Gewerbe im Grossrat

Im Kantonsparlament setzte er
sich vor allem – getreu dem SD-
Parteiprogramm – für ein schärfe-
res Vorgehen gegen straffällige
Asylbewerber und sonstige krimi-
nelle Ausländer ein. Daneben en-
gagierte er sich aber auch für ein
starkes heimisches Gewerbe. Doch
leider wurde sein berechtigter Vor-
stoss zur Aufhebung der Kirchen-
steuerpflicht für juristische Perso-
nen auch von den etablierten bür-
gerlichen Parteien mehrheitlich
abgelehnt. Daneben hatte er auch
ein Herz für Tiere. So wurde sein
Vorstoss für die konsequente
Durchsetzung des Schächtverbo-
tes im Kanton Bern angenommen.

Einsprache gegen Disco 
im Wankdorfstadion

Mit Hans-Peter Riesen verlässt ein
SD-Politiker die politische Bühne,
der äusserst moderat und ausglei-
chend wirkte, dem politischen
Gegner zuhören konnte und trotz-
dem seine patriotischen Überzeu-
gungen ohne Abstriche verfechten
konnte. Nach zwölf Jahren Parla-
mentarismus verlässt Hans-Peter
Riesen den Grossrat aus berufli-
chen Gründen. Es ist jedoch beru-
higend zu wissen, dass mit seiner
Ehefrau Lydia Riesen eine ebenfalls
äusserst seriöse und kompetente
Politikerin bereits in aussichtsrei-
cher Startposition ist, die sowohl
den SD-Sitz im Kantonsparlament
wie auch die Interessen der Be-
wohnerinnen und Bewohner des
Nordquartiers ohne Scheuklappen
zu verteidigen gewillt ist. Dass
Hans-Peter Riesen sich auch noch
nicht ganz aus dem politischen
und gesellschaftlichen Leben
zurückziehen wird, zeigt auch sein
jüngstes Engagement, das er zu-
sammen mit seiner Ehefrau Lydia
gegen die möglichen Lärmbelästi-
gungen im Nordquartier infolge
des neuen Disco-Grossbauprojekts
im Wankdorfstadion unternimmt.

Kanton Bern

Heimattreue SD-Stabübergabe?

Hans-Peter und Lydia Riesen

Auch nach der Abstimmung über
die Reitschulinitiative letzten No-
vember sorgt das Kulturzentrum
Reitschule in Bern immer wieder
für negative Schlagzeilen. Die Ab-
stimmung fiel eindeutig zu Guns-
ten der Reitschule aus, was vermu-
ten lässt, dass in Bern linksextreme
Gewalt und Drogenhandel toleriert
werden. Die Reitschule ist nichts
anderes als ein Scheinkulturzen-
trum für Kiffer, Autonome und
sonstige Leute, die Mühe haben,
sich in die normale Gesellschaft zu
integrieren. In der letzten Zeit
nahmen die Vorfälle wieder zu:
Einige Störenfriede aus der links-
extremen Ecke griffen ohne jegli-
che Vorwarnung eine Polizeistreife
an, geparkte Autos wurden einfach
beschädigt. Nachdem die Polizei
mit Gummischrot und Tränengas
gegen die Linksaktivisten vorge-
gangen war, errichteten diese
brennende Strassensperren und
bewarfen die Polizei mit Steinen.
Der entstandene Schaden beträgt
mehrere 10000 Franken! Diese
brennenden Strassensperren erin-
nern doch sehr an die Krawalle in
den Banlieus von Frankreich!
Die vermummten Aktivisten zogen
sich dann in die Reitschule zurück
und mischten sich unter die Besu-
cher. Die Polizei konnte die Verant-
wortlichen nicht zur Rechenschaft
ziehen. Da fragt man sich doch, in
welchem Land wir eigentlich le-

ben? Mit der mehrfachen Unter-
stützung der Stadtberner Bevölke-
rung gelingt es den Besuchern der
Reitschule, sich den Gesetzen zu
widersetzen!
Die Behauptung von Seiten der
Reitschule, diese Aktivisten hätten
nichts mit dem (Schein-)Kulturbe-
trieb zu tun, ist fadenscheinig. Die
Reitschule zieht solches Gesindel
regelrecht an. Ausschreitungen
und Sachbeschädigungen sind vor-
programmiert!
Der Berner Stadtrat Erich J. Hess
(Junge SVP) ergriff daraufhin die
Initiative und fordert in einer
dringlichen Motion die temporäre
Schliessung der Reitschule. Da der
rot-grün dominierte Stadtrat da-
mit aber seinen eigenen Wählern
zu nahe treten würde, hat die Moti-
on keine Chancen!
Die Reitschule stellt eine Gefahr
für die Sicherheit in der Stadt Bern
dar und schädigt gleichzeitig das
Image der Bundeshauptstadt mas-
siv!
Deswegen: Die Reitschule muss
sofort geschlossen werden!

Dass nun einige linke Stadtberner
über die Reitschule klagen, ver-
wundert mich doch sehr, hat sich
doch eine Volksmehrheit schon
mehrmals hinter die Reitschule
gestellt. Nun, das sind die Geister,
die ihr gerufen habt!

Lukas Lanzrein, Thun

Die Reitschule muss endlich
geschlossen werden!

– Lebensversicherung
– Vorsorgeplanung
– Kindersparplan
– Erwerbsunfähigkeit- und

Todesfall

bei 044   946 36 37

Anzeige

Kanton Zürich

Toll
In Nummer 2 des «Schweizer De-
mokraten» haben wir kurz über
den irakischen Asylbetrüger be-
richtet. Heute können wir Ihnen,
verehrte Leserinnen und Leser,
mitteilen, dass er seit 5 Monaten
einen Gewerberaum für Fr. 4000.–
pro Monat gemietet und gleichzei-
tig ein Mietdepot von Fr. 12000.–
geleistet hat. Er ist jetzt als selbst-
ständiger Unternehmer tätig.
Selbstverständlich mit Festnetz-
und Mobilanschluss sowie E-Mail
(xx Punkt de).
Er rechnet mit einem Nettoein-
kommen von Fr. 8000.– bis
12000.– monatlich.
Der «arme» irakische Sozialbetrü-
ger aus der Stadt Zürich mit Frau
und kleinen Kindern hat jetzt auch
einen Schweizer Anwalt gefunden.
Es ist kein Anwalt mit einer Hin-
terhofadresse, nein, gleich im
Haus daneben befindet sich die
Zürcher Volkswirtschaftsdirektion,

die Dienstabteilung Ausländerbe-
schäftigung.
Wir bleiben dran, denn Fortset-
zung folgt.

SD Uster, 8610 Uster

Die SD deckt auf!
Es liegt uns ein Brief des Sozial-
amtes der Stadt Zürich an einen
Sozialhilfeempfänger vor.
Wörtlich: ....
Sehr geehrter Herr und Frau X
Vorerst möchten wir uns nochmals
herzlich bedanken für die Luxem-
burgerli. Sie waren herrlich!
Beiliegend erhalten Sie nun noch
die Abrechnung ihres Kontos.
Wir möchten ... Ihnen den Saldo
von Fr. 44784.– auf Ihr Konto bei
… überweisen.

mit freundlichen Grüssen
… der Stadt Zürich



SD-Sitz gehalten.
Elisabeth Caflisch
glanzvoll wieder-
gewählt.

Herzlichen Glück-
wunsch.
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Da weisen in Medienkonferenzen
eine UBS, Kantonalbanken und
auch die so volksnahen Raiffeisen-
banken Jahresgewinne aus, die den
Normalbürger schwindlig machen:
14 Milliarden, hunderte von Millio-
nen und so weiter. Schön für sie
und jene, die sich noch höhere
Saläre bewilligen können.
Was aber bedrückt den Bürger, was
geht durch unsere Köpfe? Viele fra-
gen sich, wäre es den Banken nicht
möglich gewesen, Hypo-Zinsen
mehr zu senken und so Betriebe

und Private – genannt die Wirt-
schaft – etwas anzukurbeln? Oder
wie wäre es gewesen, wenn die
lächerlich tiefen Sparzinse ein We-
nig angehoben worden wären?
Schade, liebe Banken, Sie haben
eine Möglichkeit nicht benützt, et-
was mehr Vertrauen und Volks-
nähe aufzubauen, denn viele
fühlen sich ausgenutzt und das ist
in jedem Falle schade…

Kantonale Parteileitung,
Schweizer Demokraten,

SD Thurgau

Schade, liebe Banken…

Kanton Thurgau

Wie oft haben die Schweizer De-
mokraten gegen Bundesparlament
und Bundesrat das Referendum er-
griffen? Immer wieder sollten
noch mehr Liegenschaften – vor
allem in den Tourismus- und Berg-
regionen – an Reiche in aller Welt
verschachert werden. Tragisch da-
bei war immer der Umstand, dass
diese Reichen weder hier leben,
noch ein Einkommen versteuern.
Liegenschaften werden als sichere
Kapitalanlage erworben und oft
nur wenige Tage im Jahre auch
wirklich bewohnt! («kalte Bet-
ten»). Zudem ist unser Land klein
und bereits kontraproduktiv über-
völkert. Immer wieder hat das Volk
uns Recht gegeben. Darauf wurden
die Bewilligungen kantonalisiert
(!) – auch im Thurgau. Gegen
Lockerungsbeschlüsse von Gross-
und Regierungsrat haben die SD
Thurgau 2004 über 2000 Unter-
schriften (Referendum) gesam-
melt.
Am 16. Mai 2004 hat das Volk abge-
stimmt. Praktisch niemand hatte
das SD-Referendum unterstützt, ja
nicht einmal unser Komitee wurde
zur Parolenfassung eingeladen.
Die Argumente gegen den Ausver-
kauf wurden dem Bürger regel-

recht vorenthalten, so in Radio, TV
und vielen Printmedien. Der Re-
gierungsrat hat den Befürwortern
sogar 71000 (Steuer-) Franken zu-
gesprochen! Wir haben das ganze
Referendum und den Abstim-
mungskampf gegen die Regieren-
den mit Idealismus und Spenden
des «kleinen Mannes» gemacht:
Der Thurgau hat mit rund 35363
Nein (zu 25580 Ja) den Schwindel
abgelehnt! Was für eine Freude!
Doch nun wird all das – ausgerech-
net durch die «Volksvertreter» –
mit Füssen getreten; die Lex Koller
soll aufgehoben werden. Die Thur-
gauer Regierungsräte begrüssten
diesen Schritt in allen Medien
mehr als erfreut und reden irre-
führend nur von «Zweitwohnun-
gen» (02. 03. 06). Wen wunderts
also, dass die Regierungsratswahl
vom 12. Februar eine Stimmbetei-
ligung von traurigen 25% erreicht
hat? Aber auch diese Tatsachen
und damit der Wille unseres Volkes
werden einfach übergangen, und
es gibt offenbar niemanden, der all
dies kritisch – im Sinne einer De-
mokratie – hinterfragen würde…

SD Thurgau,
Kantonale Parteileitung

«…an Personen im Ausland»

Kanton Zürich

Buchhaltungen
Steuererklärungen
– Private – Geschäfte
Gründungen (GmbH/AG)
Erbsachen

Betriebsberatung + Treuhand
Friedrich Auf der Maur
Stationsstrasse 12, 8604 Hegnau
Tel. 044 946 00 51, Fax 044 946 00 52

Gemeinderatswahlen Dübendorf
vom 19. März 2006

Andreas Beyeler, Worben, ersetzt Tai Moser, Brütte-
len, als Präsident der Jungen Schweizer Demokraten
(JSD). Andreas Beyeler ist aussichtsreichster Kandidat
auf der SD/JSD-Liste Biel-Seeland.

Neuer Präsident der Jungen
Schweizer Demokraten (JSD)

Damit ist die Bezirkspartei Uster
im Kanton Zürich weiterhin die
stärkste SD-Sektion.

(1 Kantonsrat, in zwei Parlaments-
gemeinden je einen Sitz, 2 Bezirks-
räte und 3 Bezirksschulpfleger)

Neugründung der SD Solothurn
Der Kanton Solothurn hat partei-
politischen Zuwachs bekommen!
Endlich gibt es wieder eine echte
Alternative zu der bestehenden
Parteienlandschaft. Die Schweizer
Demokraten haben eine Kantonal-
sektion gegründet.
Mehr als 20 meist junge Personen
nahmen am 4. März 2006 an der
Gründungsversammlung der SD
Solothurn in Dulliken teil. Kanto-
nalpräsident Patrick Müller wies in
seiner Begrüssungsrede auf die po-
litischen Missstände im Kanton
Solothurn und in der Schweiz hin.
Nationalrat Bernhard Hess hielt
ein informatives Grundsatzreferat
zum Thema «SD – Für was setzen
wir uns ein».
Patrick Müller aus Gretzenbach
wurde zum ersten Präsidenten der
neu gegründeten SD Solothurn ge-
wählt. Die weiteren Vorstandsmit-
glieder sind Vizepräsident Mathias
von Arx (Erlinsbach SO) , Kassierin
Nicole Kiefer (Erlinsbach SO), Ak-
tuarin Jennifer Betschmann (Gret-
zenbach) und Pressechef Daniel
Grob (Niedergösgen).
Die SD Solothurn will kurzfristig
den Vormarsch der deutschen Bil-
ligdiscounter Aldi und Lidl stop-
pen. In diesem Jahr will sie durch
Stand- und Flugblattaktionen auf
sich aufmerksam machen und
neue Mitglieder anwerben. Im
kommenden Jahr beteiligen sich
die SD Solothurn an den National-
ratswahlen, um das Potential in
einzelnen Bezirken und Gemein-
den zu testen. Diese Analyse wird
für die Kantonsratswahlen und Ge-
meinderatswahlen 2009 dienen. An
den Kantonsratswahlen könnte ein
Sitzgewinn im Bereich des Mögli-
chen liegen (Bezirk Olten/Gösgen).

Das Medienecho war nach Be-
kanntgabe der Gründung gross.
Bis dato wurden vier grosse Zei-
tungsseiten über uns, mehrheit-
lich positiv, berichtet. Als erste

Aufgabe für die Schweizer Demo-
kraten werden wir die Delegierten-
versammlung in Olten vom 25.
März organisieren.
Die fortlaufende Überfremdung
von Volk und Heimat, die Zubeto-
nierung unserer schönen und ein-
zigartigen Landschaft, der unsorg-
fältige Umgang mit der Wirtschaft
zeigt uns, dass es uns Schweizer
Demokraten unbedingt braucht.
Wir kämpfen und setzen uns mit
aller Kraft für unsere Schweiz ein.

Um Neuigkeiten der SD Solothurn
zu erfahren, können Sie unsere In-
ternetzseite www.sd-solothurn.ch
besuchen. Diese wird regelmässig
mit aktuellen Stellungsnahmen
und Berichten aktualisiert.

Patrick Müller, Gretzenbach,
Kantonalpräsident SD Solothurn

Kanton Soloturn

Von links: Daniel Grob, Nicole
Kiefer, Patrick Müller, Jennifer
Betschmann und Mathias von Arx

Anzeige
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Veranstaltungskalender
Kanton Sektion Veranstaltung

Bezirke Baden / Brugg / Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat ab 20 Uhr
Zurzach im Restaurant Winkelried, Wettingen

Aargau West Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
im Restaurant Dietiker in Suhr bei Aarau

Fricktal Stammtisch jeden 2. Dienstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Sonne, Eiken

Sektion Jeden 1. Montag im Monat um 19.30 Uhr Stamm
Reinach und Umgebung im «Reinacherhof»

Kantonalpartei Basel Stammtisch jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im
Restaurant Rheinfelderhof

Stadt Bern Stammtisch jeden letzten Dienstag im Monat
ab 20 Uhr im Restaurant Bären, Bümplizstr. 150, Bümpliz-Bern 

Sektion Köniz Jeden 1. Freitag im Monat im Restaurant Brunnenhof, Köniz

Sektion Berner Oberland Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im Hotel Milan 
in Ringgenberg

Sektion Schwarzenburg/Seftigen/ SD-Stamm immer am letzten Montag im Monat ab 20 Uhr
Laupen im Tea-Room Vreneli, Guggisberg

Sektion Thun/Konolfingen Stamm jeden letzten Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Schärmehof, von May-Strasse 43, Thun

Kanton Bern 9. April 2006, Wahlfeier ab 16 Uhr im Restaurant Adler, 
Gerechtigkeitsgasse 7, Bern

Innerschweiz Höck jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im Hotel Spatz,
Obergrundstr. 103, Luzern

Sektion Wil und Umgebung Informationsabend jeden 2. Montag im Monat im Restaurant
Fass in Wil. Nähere Informationen unter www.infowil.ch/sd-wil

Sektion St. Gallen Stamm-Abend jeden letzten Mittwoch des Monats ab 19.30 Uhr
im Restaurant Hirschen, St. Gallen, Bus Nr. 1. 
Nächstes Datum: 26. April 2006

Thurgau Jahresversammlung 2006 am Freitag, 21. April, Weinfelden
im Hotel «Thurgauerhof», spricht der Polizeidirektor von Biel,
Jürg Scherrer, zum hoch aktuellen Thema: «Die Bedrohung der
Schweiz durch die multikulturelle Gesellschaft!»
Der Vortrag ist öffentlich.

Sektion Bülach Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im Hotel Airport
an der Oberhauserstr. 30, 8152 Opfikon-Glattbrugg

Sektion Dielsdorf Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im 
Restaurant Linde, Regensdorf-Watt

Sektion Hinwil Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20 Uhr
im Restaurant Bahnhof, Bahnhofplatz, 8340 Hinwil (Kegelbahn)

Stadt Zürich Jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19 Uhr Höck im Restaurant
Farbhof, Badenerstr. 753, 8048 Zürich (Endstation Tram Nr. 2)

BE

AG

BL

BS

ZH

LU

SG

TG

Bürgerrecht der Stadt Uster
Im Kanton Zürich gilt seit 1. Janu-
ar 2006 eine neue Kantonsverfas-
sung. Die Bürgerrechtsgemeinden
sind abgeschafft. Dies gab nun un-
serem Gemeinderat Werner Kess-
ler erstmals die Gelegenheit, die
Gesuche für das Bürgerrecht der
Stadt Uster einzusehen. An der Ge-
meinderatssitzung (Parlament)
vom 31. Januar 2006 gab er nach-
folgendes Votum ab:

«Ich bin gelinde ausgedrückt ent-
setzt über diese unsachgemässe
Bearbeitung der Einbürgerungsge-
suche. Bei der Kontrolle dieser
Dossiers musste ich feststellen,
dass diverse Betreibungs- und
Strafregisterauszüge sowie Steuer-
und Arbeitsstellennachweise bis zu
4 Jahre zurückliegen. Würden Sie
mir, werte Ratskolleginnen und -
kollegen, aufgrund eines 4 Jahre al-
ten Betreibungsauszuges ein Darle-
hen gewähren? Kopfschütteln und
Gelächter wären wohl die Quit-
tung. Diese Fakten sind ein Hohn
für unsere einheimische Bevölke-
rung und für mich absolut inakzep-
tabel und Grund genug, sämtliche
Anträge zurückzuweisen.
Wie weitere Recherchen ergaben,
haben sich zwischenzeitlich teils
die Familien- sowie Arbeitsverhält-
nisse geändert, sei es durch Schei-
dung, Stellenwechsel usw. Ich stel-
le einen Antrag, dass diese Unterla-
gen inskünftig 30 Tage vor der Be-
handlung im Parlament ein
zweites Mal auf dem neusten Stand
eingereicht werden. Dies betrifft
den Betreibungs- und Strafregis-
terauszug, den Steuer- und Ar-
beitsstellennachweis.
Ein weiteres Kriterium sind die
Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse. Wie ist es möglich, dass
eine zwei- oder dreiköpfige Familie
ohne Zuschüsse mit einem steuer-
baren Einkommen von nur
13300.– oder 17100.– ohne Vermö-
gen den Lebensunterhalt bestreiten
kann? Eine Einzelperson weist so-
gar ein steuerbares Einkommen
von nur Fr. 5600.– und ein Vermö-
gen von Fr. 1000.– aus. Bei solchen
Zahlen frage ich mich nicht, war-
um einige in ihrem Herkunftsland
ein Haus bauen oder erwerben kön-
nen und wie lange es noch dauert,
bis sie nach der Einbürgerung So-
zialhilfe oder Ergänzungsleistung
usw. beanspruchen. Im Rahmen
solcher Vorkommnisse wäre eine
Neubeurteilung respektive Überar-
beitung der Einbürgerungen der
letzten vier Jahre wohl ange-
bracht.»
Resultat: In der Debatte wurde
SVP-Gemeinderat (und Kandidat
fürs Stadtpräsidium) Rolf Denzler
gar ausfällig gegen unseren Wer-
ner Kessler. So war es denn nicht
verwunderlich, dass alle 35 Rats-
mitglieder (inkl. 11 der SVP) Kess-
lers Antrag ablehnten und alle 9
Bürgerrechtsgesuche bewilligten.
Fazit: Es gibt keinen Unterschied,
ob Sozialisten oder SVP. Beide sind
Heimatfeinde.

Kanton Zürich
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Bestenfalls Partykracher
Seit Christoph Blocher in den
Bundesrat gewählt wurde, fehlt der
liberal-konservativen SVP der
Kopf. Neue Personen füllen diesen
Platz aus, z. B. der neoliberale Pe-
ter Spuhler. Die SVP absorbiert
eindeutig Teile der FDP, damit aber
auch liberales Gedankengut. Der
konservative Flügel fühlt sich zu-
nehmend vernachlässigt, ist doch
er der Gralshüter der schweizeri-
schen direkten Demokratie. Der
endgültige Bruch erfolgte bei der
Kampagne gegen die Ostfreizügig-
keit. Glänzten die Mehrheit der
SVP-Mandatsträger schon wäh-
rend der Schengen/Dublin-Kam-
pagne durch stillschweigende Ab-
wesenheit, taten sie es während der
Ostfreizügigkeit ganz offensicht-
lich.
Die SVP ist heute de facto die neo-
liberale Partei. Der liberale Kurs
wird der Partei kurz-, mittel- und
langfristig einen weiteren Stim-

menzuwachs bringen. Eine andere
Alternative haben die Parteistrate-
gen nicht, weil sie alles ab rechts
aussen beherrschen.
Der Freisinn kommt zunehmend
in Bedrängnis. Es ist nur eine Fra-
ge der Zeit, bis die SVP eine ähnli-
che Rolle spielen wird, wie die CDU
in Deutschland: eine Partei aus un-
verbindlichen Nettigkeiten mit ein
bisschen was für alle. Mit der Do-
mestizierung der SVP hat auch die
SP den Zenit überschritten. Ihr
Lieblingsfeind ist weg und was nun
noch so an Bösem herumsteht,
sind bestenfalls Partykracher: sie
dienen der Unterhaltung, sind aber
nicht wirklich gefährlich. Gerade
deshalb braucht es neben einer sol-
chen neuen SVP eine konservative
Partei, die für die schweizerischen
Grundwerte einsteht.

Richard Fluehmann,
Schweizer Demokraten, Zug

tet. Heute, wo man mit techni-
schen Mitteln echt wirkende Kopi-
en anfertigen kann, hätte man ja
eine Kopie schicken können, aber
sicher nicht das Original! Was sagt
man den Touristen, die in dieser
Zeit das Bundesbriefarchiv besu-
chen? Ein solch geschichtlich be-
deutendes Werk sollte nicht in an-
dere Staaten «ausgeliehen» wer-
den. Nachdem Amerika ständig
Angst vor Terror-Anschlägen hat,
muss man sich mal überlegen, was
das bedeuten würde, wenn das Ori-
ginal unseres Bundesbriefes von
1291 einem solchen Anschlag zum
Opfer fallen würde? Oder möchte
Bundes-Bern nachher die EU-Fah-
ne in den leeren Glasschrank stel-
len?

Josef Huber, Obernau

Kapitalismuskritik
als Realitätsverweigerung?

Im Wirtschaftsteil der NZZ Nr. 116
vom 21./22. Mai 05 bringt G.S. auf
Seite 21 einen Rundumschlag ge-
gen vielfältige Kritiken am heute
weltweit dominanten neoliberal-
kapitalistischen Wirtschaftssy-
stem. Dabei verweist er auf eine
auch heute aktuelle Diagnose von
Wilhelm Röpke aus dem Jahre
1953: «Die Menschen unserer Zeit
werden mit Wissen aller Art vollge-
stopft, aber etwas Wesentliches ler-
nen sie nicht: die Wirkungsweise
und den Sinn des eigenen Gesell-
schafts- und Wirtschaftssystems zu
verstehen, dessen Glieder sie sind
und von dessen Funktion ihr Le-
bensschicksal abhängt.»
An diese tiefsinnige und viel-
schichtige Aussage eines authenti-
schen Liberalen knüpft der für die
Wirtschaftsredaktion der NZZ ver-
antwortliche Journalist den Satz.
«Das trifft auf viele zu, die den
Sinn des internationalen Wettbe-
werbs und der Offenheit nicht be-
greifen…», erwähnt dazu «Private-
Equitiy-Aktivitäten» oder Cassis-
de-Dijon-Prinzip, geisselt die Un-
terkapitalisierung des Mittelstands
in Deutschland.
Gesetzesflut, hohe Staatsquoten,
auch in der Schweiz usw. und be-
zeichnet es am verheerendsten,
dass «die Kapitalismusschelte Aus-
druck der Weigerung» sei, «die
Realität zur Kenntnis zu nehmen».
So habe beispielsweise im «Sanie-
rungsfall» Deutschland der Frakti-
onsvorsitzende der SPD, Müntefe-
ring, «mit einer Attacke auf das in-
ternationale Kapital tief in die
marxistische Mottenkiste gegrif-
fen…»

Weil im Rahmen eines Leserbriefs
nicht detailliert und fundiert auf
diesen Rundumschlag gegen Kapi-
talismuskritik eingetreten werden
kann – ganz abgesehen davon, dass
ein solcher Diskussionbeitrag noch
sicherer als vermutlich dieser Brief
im Papierkorb verschwinden könn-
te –, sei wenigstens das Thema
«Realitätsverweigerung» hinter-
fragt. Beispielsweise: kennt das
heutige Wirtschaftsverständnis
oder der Wirtschaftredaktor der
NZZ tatsächlich griffige Rezepte zu
Arbeitslosigkeit, Wachstums-
zwang, Verschleisswirtschaft, Zer-
störung von Natur- und Lebens-
grundlagen, Bändigung der entfes-
selten und von der Realwirtschaft
losgelösten Finanz«wirtschaft»,
letztlich Auflösung des dichten Ne-
bels oder Tabus um das Geld,
einschliesslich des entfesselten
«Tanzes um den Gewinn»?
Weiter wäre zu fragen, wo, weshalb
und wie weit tatsächlich eine «Rea-
litätsverweigerung» als Ablehnung
einer Grundsatzdiskussion zur
weltweit immer dominanteren «li-
beralisierten» und «deregulierten»
Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung besteht? Hier abschliessend
sei die weitere Frage offenen, kriti-
schen und freiheitlichen Leserin-
nen und Lesern anheim gestellt, ob
eine solche Klärung freiwillig und
aus Erkenntnis noch gelingen
kann oder aus wachsendem Lei-
densdruck durch soziale Verwer-
fungen, Krisen, Zusammenbrüche
u.a. lokal und global erfolgen
muss?

Dr. Johannes Georg Landolt,
Brione s/M

In dieser Rubrik werden die per-
sönlichen Meinungen unserer Le-
ser wiedergegeben. Diese decken
sich nicht notwendigerweise mit
derjenigen der Redaktion.

Was derzeit wieder von Gewerk-
schaftsseite für Machenschaften an
den Tag gelegt werden, grenzt ge-
genüber vielen Arbeitgebenden
und Arbeitnehmenden in diesem
Land an Frechheit!
Mit sinnlosen Aktionen werden in
unserem Land Tausende von Ar-
beitsplätzen gefährdet. Dies von
einer Clique von machthungrigen
und arbeitsscheuen Funktionärs-
bonzen. Auch setzen sich diese an
die Spitze von Personalkommissio-
nen, wollen in den Firmen den Ton
angeben und kassieren über Voll-
zugskostenbeiträge Nichtgewerk-
schaftsmitglieder ab!
Wer nicht an Gewerkschaften be-
zahlt, wird gemobbt. Wer arbeiten
möchte, dem wird die Arbeit ver-

miest durch unsinnige Forderun-
gen.
In Gewerkschaftszeitungen wer-
den Lügen verbreitet, weil viele
Gewerkschaftsmitglieder Auslän-
der sind. In der Hoffnung, dass die-
se Ausländer, einmal im Besitz des
Schweizer Bürgerrechts, dem poli-
tischen Flügeln der Gewerkschaf-
ten, der SP, die Stimme geben.
Darum: Gewerkschaften schaffen
keine Arbeitsplätze, sie vernichten
diese nur! Ist ein Schweizer ar-
beitslos, hilft ihm keiner von den
Gewerkschaftsbonzen, er kann sel-
ber ins RAV. Die Arbeit schwindet
in unserem Land. Was können un-
sere Nachkommen in diesem Land
noch für Arbeit finden?

Fridolin Bühler, Weesen

Arbeiterfeindliche Gewerkschaften

Als ich am 25. Juli 2000 die Tages-
zeitungen durchblätterte, fand ich
keinen Beitrag zum 60-jährigen
Gedenken an General Guisans
denkwürdigen Rütli-Rapport vom
25. Juli 1940. Dafür fand ich eine
Zeitungsnotiz, wonach Bundesrat
Ogi für drei Tage nach New York
abgereist sei, um sich dort mit Ver-
teidigungsminister Cohen über Of-
fiziers-Rekrutierung und Streit-
kräfte-Planung (!) zu besprechen.
Ich fragte mich, warum Schweizer
Bundesräte nach New York reisen
müssen, um sich dort über «Offi-
ziers-Rekrutierung» in unserem
Lande zu besprechen?
Nun aber wird sogar unser Bun-
desbrief von 1291, der mehr als
700 Jahre lang die Schweiz nie ver-
lassen hat, nach Amerika verfrach-

Bundesbrief in Amerika



A force de crier sur les toits que
nous sommes un pays parmi les
plus riches du monde, et que notre
Micheline Calmy Rey adore puiser
dans nos poches pour distribuer
tous azimuts des milliards de
francs suisses qui manquent dans
les caisses publiques, nous allons
nous retrouver au niveau des pays
émergeants, tout seuls, car person-
ne ne nous rétrocédera quoique ce
soit. De plus chaque concession
financière et économique nous
pousse vers l’adhésion à l’Union
Européenne et il n’y aura bientôt
plus besoin d’en faire la demande,
nous y serons de facto. 
Alors qu’il n’y a aucun geste officiel
de la part de nos autorités pour
soutenir des entreprises qui délo-
calisent en mettant à la porte des
ouvriers suisses, parce qu’il n’y a
pas d’argent pour faire ces sauveta-
ges, comment se fait-il que nous
puissions payer le creusement des
tunnels, l’aide au tiers monde, le
soutient au TPI, la construction
des routes transversales, la gratuité
des immeubles et terrains de la FI-
POI, plus maintenant ce milliard
soi-disant pour nous permettre
d’ouvrir des négociations avec les

dix pays de l’Est, plus probable-
ment un autre milliard pour aider
la Roumanie et la Bulgarie, futurs
membres, et plus un milliard pour
le cas de l’entrée de la Turquie dans
l’UE?
Je voudrais souligner aussi, que de-
puis la psychose orchestrée autour
de la grippe aviaire, nos instituti-
ons humanitaires et civiles comme
les cantines scolaires, les hôpitaux
et l’Hospice Général, servent des
repas composé de poulets polonais.
Pourquoi ne pas favoriser cette in-
dustrie en Suisse? Question de
gros sous? C’est honteux d’oser
déstabiliser ses propres citoyens!
Ayant vécu en Pologne dix ans, je
puis vous assurer que l’élevage des
volailles ressemble fort à ce qui se
fait en Extrême Orient, avec en
plus, le nourrissage aux OGM’s in-
terdit chez nous.
Je conseille aux citoyens hel-
vétiques qui désirent garder un
coin du monde exempt de turpitu-
des agitant tant de pays autour de
nous, de signer et faire signer le
référendum contre le versement de
ce milliard de la discorde.

Mary Meissner

Pris en charge dès la naissance, nos
bambins se voient dépourvus d’une
volonté de survie et de création
personnelles. On leur mâche sur
toute la ligne la façon de s’habiller
(baskets et larges pantalons tom-
bants, strings), de se coiffer (che-
veux dans la figure ou rasage com-
plet) d’apprécier la musique (rap,
disco, cacophonie hurlante), de
calculer (calculette) de penser par
soi-même (désinformations média-
tiques, bandes dessinées), d’ap-
prendre (livres d’histoire falsifiés,
info Google sur Internet), de croire
(mélange des religions surveillé
par chaque groupe) d’analyser
(mimétisme et esprit grégaire),
d’aimer (conception artificielle, in-
sémination, pacs, clubs échangis-
tes, ouverture officielle de bordels),
de manger (Mac Donalds, produits
OGM, nourriture souvent déna-
turée) de jouer (consoles électroni-
ques, jeux vidéo stupides et vio-
lents, guerre virtuelle, etc).
En un mot, la tribu compte plus
que la famille, l’échec scolaire est
devenu un must, et les bons élèves
sont traites de bouffons. Il est de
bon ton d’avouer avoir été mis en
détention pour vol, coups et bles-
sures ou agression sexuelle. Les
joints et les drogues de toutes sor-
tes doivent absolument être testées
dans chaque rave party ou autre
réunion organisée via Internet.
Comme une trainée de poudre, les
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Moutons de Panurge, la civilisation montante
mots d’ordre contestataires aggra-
vés de violences sont diffusés sur
internet ou via les téléphones por-
tables. L’autorité parentale ou sco-
laire est devenue une dérision. Et
cela s’appelle ÉVOLUER. Les per-
sonnes qui demandent un peu
moins de laxisme, plus d’obéis-
sance et d’ordre, une attitude polie
et déférente, se font traiter de rin-
gards, de vieux croûtons ou de re-
tardés mentaux. Il n’y a plus de res-
pect pour la patrie, la famille, les
arts, les religions et la politique.
Et l’on demande à l’école d’édu-
quer nos enfants, au détriment de
l’enseignement minimal. En Fran-
ce de Villepin se trouve en face
d’un problème crucial qui est de
trouver des places de travail pour
les millions d’écoliers aux diplô-
mes misérables et aux connais-
sances déficientes, pour éviter que
ces citoyens de seconde zone n’ail-
lent brûler des voitures, pour pa-
lier leur manque de savoir.
La faute en est aux pédagogues
promouvant un discours compas-
sionnel, en donnant trop souvent
raison à ceux qui contestent l’auto-
rité du maître, en infantilisant
l’ambiance et en laissant la place à
l’esprit tribal. Ce viol des esprits
dès l’enfance est un crime contre
l’humanité et les citoyens de bonne
volonté de demain.
Il y aura de plus en plus de dégra-
dations morales, physiques et spi-
rituelles, de guerres infondées, de
falsifications démocratiques, d’in-
compétences jamais jugées et de
violences inutiles.
Vive les futures générations de
lâches, de mafieux et de falsifica-
teurs qui auront de beaux jours
devant eux, s’il n’y a pas un retour-
nement dans une prise de cons-
cience à maîtriser rapidement.
Et pourtant, il devrait y avoir une
lueur d’espoir en voyant par exem-
ple l’énorme travail édité par la ré-
publique et canton de Genève con-
cernant un dossier pédagogique
extrêmement bien détaillé sur LE
CONTRAT RIVIÈRE.
On sait depuis longtemps que l’eau
est un élément nécessaire à la vie
sur cette planète et que jusqu’à
présent, l’enseignement scolaire
n’a pas mis suffisamment d’impor-
tance sur la protection, l’économie
et l’utilisation de ce bien si pré-
cieux.

Mary Meissner,
Vernier

Ce document spécialement préparé
par des biologistes, des protecteurs
de l’environnement, des ingé-
nieurs hydrologiques, des carto-
graphes et des dessinateurs, con-
tient 230 pages explicatives, des
questionnaires se rapportant aux
cours d’eau, aux oiseaux et ani-
maux qui les peuplent, aux plantes
et aux oiseaux, à la protection des
berges. Les enfants dès l’âge de 7
ans sont plongés dans une ambian-
ce naturelle, l’amour de son envi-
ronnement sans gadgets vidéo,
consoles ou bandes dessinées déna-
turées, mais avec des promenades
dans la nature, l’apprentissage des
détails et le développement d’une
responsabilité humaine vis-à-vis de
la Terre.

Ce livre a un succès fou auprès des
instituteurs, des professeurs et aut-
res maîtres d’école, qui constatent
que leurs élèves ont d’autres hori-
zons que se battre, se racketter,
voler, se shooter ou incendier des
voitures. En parallèle avec le para-
graphe précédent, ne vaut-il pas
mieux former des moutons de
Panurge Saint d’Esprit et de Corps
qui entraineront les mauvais élé-
ments vers un destin plus propre et
conscient de ses devoirs? Ce docu-
ment pédagogique est un palliatif
séduisant à inclure dans les cours
dès l’enfance afin de contrebalancer
une publicité dégradante qui s’étale
partout, prônant les marques de fa-
brique de vêtement ridicules et de
la liberté de tout détruire.

www.schweizer-
demokraten.ch

DS Vaud
Par la présente, nous
avons le plaisir de

vous convoquer à l’Assemblée
générale annuelle de la section
Vaudoise du parti des Democra-
tes Suisses/Action Nationale, qui
aura lieu le:
Samedi 22 avril 2006 à 14.30 h
Salon No 2, Buffet de la Gare de
Lausanne au 1er étage

Le milliard de la discorde
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Ça continue
L’Hospice Général de Genève dé-
couvre chaque jour de nouveaux
vols aux dépens des contribuables.
La direction incapable sous Torra-
cinta que nous avons violemment
critiquée, démontre maintenant le
bien fondé de nos préoccupations.
Il est bien tard devant le gouffre de
8 milliards de déficit. Le dernier
cas découvert montre un verse-
ment de 58611 francs versés à un
Espagnol de 62 ans se prétendant
marié, alors que le mariage n’avait
duré que dix jours. Sa femme, Ma-
rocaine, l’avait abandonné. Il en-
caissa donc une double rente invi-
tant de temps en temps son ex
épouse à diner, et s’achetant une
voiture. Quel est le citoyen suisse
qui touche autant d’argent à ne
rien faire, et pendant combien de
temps? Les employés de l’Instituti-
on cantonale sont des incapables
ou des complices. Octopus

Tribune campagne
Cet excellent supplément de la Tri-
bune de Genève de ce vendredi qui
souligne les efforts de nos paysans
pour produire naturellement et
correctement les produits que nous
consommons tous, n’a pas men-
tionné spécialement l’élevage de
nos volailles en ces temps psycho-
tiques de grippe aviaire. Les éle-
veurs suisses ont bien besoin d’être
soutenus en ces temps difficiles où
nos voisins perdent le sens des pro-
portions en décrétant les hécatom-
bes de poulets en bonne santé parce
qu’il y a eu un ou deux oiseaux mi-
grateurs qui sont morts sur le che-
min du retour. II paraît qu’en
Chine, les gens vivent depuis plus
de deux ans avec cette maladie et ils
ne font pas de vagues aussi énor-
mes qu’en Occident. Il faut croire
que ce virus est contrôlable, car au-
cune pandémie ne s’est déclarée
dans cet immense pays. Faisons
donc de la résistance à l’importati-
on de poulets élevés à l’Est et don-
nons la préférence à nos propres oi-
seaux de basse cour bien nourris et
correctement surveillés. Les repas
dans nos cuisines scolaires, hospi-
talières et livrés à domicile doivent
tenir compte de cette situation afin
de protéger la production du pays.

Les tsiganes roumains s’engouffrent
Oui, ils arrivent chez nous sous la
protection libérale de Schengen, et
profitent de notre laxisme occiden-
tal pour non seulement voler, tra-
vailler au noir ou mendier, mais ils
importent de la fausse monnaie à
défaut de stupéfiants qu’ils laissent
à la filière kosovare. Ainsi plus de
60 000 faux euros ont été saisis à la
douane de Thônex-Vallard, impor-
tés par sept Roms dans une voiture
immatriculée à Paris. Comme il n’y
a aucune plainte pénale pour cette
arnaque destinée à des rip-deals,
les malfaiteurs ont été relâchés.
Vous avez dit laxisme?

Gain mirobolants
Grâce à la psychose orchestrée par
la presse mondiale en mal de
scoops, le vaccin Tamiflu contre la
grippe aviaire a rapporté à l’in-
dustrie pharmaceutique la coquet-
te somme de 1,568 milliards de
francs. Si les gens sont assez cré-
dules pour avaler chaque mot im-
primé dans les journaux ou sur
Internet conseillant de se prému-
nir contre une maladie inexistante,
tant pis pour eux. Cela les conduira
dans la même impasse où se trou-
vent aujourd’hui six Anglais ayant
accepté d’être des cobayes pour
tester de nouveaux médicanents fa-
briqués par les chercheurs vivisec-

teurs affirmant que les animaux y
avaient résisté. Décidément l’appât
du gain ou la bêtise humaine n’ont
plus de bornes!

Deuxième plus importante
communauté étrangère en Suisse
Après les Italiens majoritaires, les
Kosovars représentent 200.000
âmes installés à demeure chez
nous. Temps présent a brossé un
tableau idyllique de ces étrangers
soi-disant bien intégrés, mais le
rapporteur a oublié de mentionner
que ces gens sont affiliés pour la
plupart à la connection albanaise
de la drogue, car comment des
dizaines d’entre eux ont pu recon-
struire leurs maisons et en con-
struire de nouvelles grâce à «nos
amis suisses»,  dans leurs villages?
La police cantonale vaudoise, pour
ne parler que de ce canton, vient
d’arrêter douze Kosovars et a saisi
cinq kilos d’héroïne d’une valeur
de 800000 francs et prouvé l’im-
portation de sept autres kilos. Les
humanistes ont prétendu à l’écran
que ces gens sont ravis d’être en
Suisse et qu’ils s’intègrent tout en
gardant leurs coutumes, c’est à
dire, mariages forcés, crimes de
sang et religion musulmane.

Eurofoot austro-suisse 2008
Genève trouve que la facture pour 3
matches de l’Eurofoot au stade de la
Praille (pas encore entièrement
payé), est beaucoup trop lourde. Le
Conseil national a refusé d’élever à
4.2 millions l’aide promise par le
Conseil fédéral à la ville de Genève.
Le canton a de la peine à joindre les
deux bouts, car il a déjà accepté de
verser 20,4 millions et le Grand
Conseil est appelé à débourser en-
core treize millions. D’après Mark
Muller en charge du dossier, il affir-
me qu’il manquera encore 7 milli-
ons pour boucler le financement.
En décortiquant ce mic-mac finan-
cier, je me demande pourquoi les
contribuables genvois et ceux des
quatre villes en lice, doivent tous
payer pour cet événement, alors
que les footballeurs qui font le show
peuvent être comptés sur les doigts,
et les fans ne sont pas une majorité
dans la population. Les femmes re-
fusent de regarder les matches à la
TV et elles n’aiment pas aller hurler
sur les gradins pour voir 12 bizus
courir après un seul ballon. Il est
temps que la FIFA prenne à son
compte les frais de protection et au-
tres et qu’elle ne paye pas ses foot-
balleurs des sommes astronomi-
ques pour le plaisir de quelques pri-
vilégiés. Qui se croient-ils ces en-
trepreneurs de foot pour dépenser
tant d’argent en imposant à tout

En parcourant la presse prix ce sport comme l’alpha et
l’oméga qui sauve la race humaine?

Autre face cachée du foot
Il paraît que l’Allemagne va ouvrir
ses frontières à 40000 prostituées
venant de l’Est pour satisfaire la li-
bido des joueurs et de leurs fans
pendant le foot 2008. J’appelle cela
la traite des blanches. Je croyais
que cette profession était sous con-
trôle depuis 1904, puis 1910 lors-
que les premières Conventions
Internationales avaient été éla-
borées pour protéger les femmes
réduites à cet esclavage! L’ONU elle
même, dès sa création s’attaqua au
problème et il y eut la convention à
New York en 1948 qui scella offi-
ciellement le lien entre exploitati-
on sexuelle et prostitution.
Certaines féministes ont réclamé
par principe le droit des femmes à
disposer de leur corps, mais ce qui
est étonnant, c’est que ces mêmes
femmes ne s’attaquent jamais à
l’excision des filles, pratique plus
honteuse que la prostitution, car il
s’agit d’une exploitation a vie.
Donc le foot qui génère dans le
même ordre d’idée cet état de
choses n’est plus un sport sain.

La tactique des va-t-en-guerre
Depuis notre dernier coup d’œil
sur les événements du Proche Ori-
ent qui peu à peu nous entrainent
vers une psychose de guerre, et
l’information venant de Russie sur
internet annonçant la déclaration
de guerre des Etats-Unis le 28 mars
contre l’Iran, il y a de quoi cogiter.
Ce qui est étonnant, c’est la façon
dont les planificateurs pour arriver
à leurs fins, prennent des chemins
détournés qui n’ont rien à voir avec
le but à atteindre. Souvenons nous
de Sarajevo et du crime perpétré
contre de hautes personnalités qui
déclencha une guerre mondiale!
Aujourd’hui, c’est la guerre civile
en Irak et ailleurs entre deux com-
munautés musulmanes, provoquée
par l’explosion de fureur due aux
caricatures de Mahomet, qui a été
mise au point pendant cinq mois.
Les journaux comme de bien en-
tendu, dans la tactique de l’arbre
qui cache la forêt, ont été les vec-
teurs d’informations tronquées qui
passaient sous silence les manœuv-
res de vaisseaux de guerre sous
l’égide de l’OTAN, tout autour de la
zone en ébulition. Comment ces
planificateurs vont-ils arriver à leur
fin? Avec l’Irak il y avait soi-disant
les armes de destruction massive et
la dictature de Saddam Hussein ca-
chant la main mise sur le pétrole en
dollars, c’est peut-être pourquoi il y
a lieu de fomenter une guerre civile
en Irak pour «provoquer» une telle
horreur dans le pays voisin où il y a
aussi des sunnites et des chi’ites?
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Allez voter le 9 avril 2006! – 
Le peuple doit encore exprimer sa
volonté avant que ses dirigeants
le lui interdisent. – Mettez 
dans l’urne la liste «Démocrates
Suisses» sans la modifier.

La presse, ce quatrième pouvoir
dont beaucoup de lecteurs igno-
rent la puissance de feu, se laissent
subjuguer par des informations pas
toujours exactes. Commençons par
la psychose engendrée à la lecture
des articles aux gros titres accro-
cheurs disant que le virus de la
grippe aviaire quoique mortel chez
les volatiles était sans danger pour
les gourmets, a déboussolé pas mal
de gens. Parler d’une vingtaine de
morts de la grippe aviaire en Asie,
alors qu’il y a des milliers de morts
violentes par jour en Iraq, passe
encore. Se tromper dans le nombre
d’oiseaux infectés et prendre des
oies pour des canards sauvages,
passe encore. Ne pas attendre de
confirmation officielle pour être
les premiers à vendre un scoop, ça
ne passe plus. Mais ce qui est pire,
ce sont les conséquences tragiques
découlant de cette façon d’agir
tous médias confondus, provo-
quant des problèmes économiques,
la fermeture d’élevages, la mise à
pieds du personnel et le manque 
à gagner des commerçants. Le
comble se passe au Japon où ce

virus a été éradiqué et remplacé
par la viande de baleines dont le
massacre a recommencé.
De toutes parts les chefs d’Etat et
certains restaurants essaient de
rattrapper l’erreur en montrant la
dégustation de poulets, mais sans
convaincre les consommateurs les
plus nombreux qui n’ont rien à
dire, soit les cantines scolaires, les
hôpitaux et à Genève, l’Hospice
Général livrant des repas à domici-
le, dont je bénéficie.
Depuis trois semaines, nous rece-
vons des barquettes préparées avec
davantage de poulet POLONAIS.
Pourquoi pas SUISSE pour au
moins protéger la production du
pays et sauver des emplois? Après
enquête il m’a été répondu à Rege-
service au Grand Lancy qui est le
traiteur en charge de la distributi-
on qu’il s’agissait d’une question
de gros sous. Les volailles polonai-
ses étant bien meilleur marché.
Car j’ai pu me rendre compte de
l’énorme fossé qui sépare les con-
ditions d’élevage entre la Pologne
et la Suisse, même si entre temps il
y a certainement eu des progrès.

Trop et trop peu ça gâte tous les jeux En outre la façon de nourrir ces
animaux diffère de pays à pays,
donc mélanger qualité (même
contrôlée), prix et goûts c’est aber-
rant. Où se trouve la solidarité
chez nous? Ne vaut-elle pas un
franc supplémentaire par repas?
Nous versons un milliard pour l’in-
signe honneur de participer écono-
miquement avec les dix nouveaux
membres de l’UE dont nous ne
faisons pas partie, et cette Union
prévoit de nous réclamer un autre
milliard lorsque la Roumanie et la
Bulgarie viendront s’ajouter au
conglomérat, faut il pour cela nous
obliger à manger moins bon parce
que nous gagnerons quelques cen-
times?
Nous consommateurs, sommes les
dindons de la farce, que sera-ce si
la Turquie entre dans la danse? Je
pensais que ce cadeau royal nous
permettrait au moins de manger
mieux, plus sainement tout en
protégeant nos propres produc-
teurs. Quelle illusion! Je demande
donc à la FSAD, à Regeservice SA et
à l’Hospice Général de nous servir
dorénavant du poulet suisse même
si cela coûte plus cher. Merci aux
Démocrates Suisses de relayer ma

demande puisque mes appels télé-
phoniques à ces instances se sont
heurtés à une fin de non recevoir.

Charlotte Morel, Vernier

Le Pilori
Hess-Blocher
Les médias s’empressent de jeter
aux citoyens lambdas, l’os toujours
actuel des dissensions ou des ac-
cords entre la droite helvétique
composée des Démocrates Suisses,
du parti de la Liberté et de l’UDC.
Cette fois les journalistes recou-
rent eux aussi à leurs vieilles recet-
tes composées de l’asile et des
étrangers qui refont surface en ces
temps troublés et pré-électoraux.

Je voudrais profiter de ce renou-
veau d’intérêt qu’ont les citoyens
pour le parti des Démocrates Suis-
ses (ex Action Nationale), qui tra-
verse les années sans changer son
fusil d’épaule. Jusqu’à présent ils
avaient des sympathies pour l’UDC
qui est partie sur des chapeaux de

roue pour investir le National et
créer des sections cantonales, par-
ce que les thèses de Christoph Blo-
cher coïncidaient absolument avec
celles des DS. Lorsqu’un parti perd
des points au profit d’un cousin, il
n’y a pas lieu de s’inquiéter puisque
le but final est l’intérêt du pays.
Mais gare aux faux-pas impardona-
bles qui ruinent vite plusieurs
années d’efforts. Ainsi Christoph
Blocher a commencé par ne pas
soutenir le refus de l’article 261bis

du CO qui a de ce fait été accepté de
justesse. Sa deuxième grosse bévue
a été son attitude mitigée concer-
nant Schengen et la libre circula-
tion qui a aussi eu gain de cause
lors des votations y relatives.
Maintenant, le milliard promis par
la socialiste Calmy-Rey aux pays de
l’Est sous les pressions de l’U.E, fait
l’objet de discussions abracada-
brantes au sein de l’UDC, malgré le
poids politique certain de l’ASIN.

Blocher se tait prudemment, de-
vant les arguments économiques
qui sont très peu convaincants
lorsqu’on a tant soit peu une con-
naissance du fonctionnement fi-
nancier, économico-politique de
ces pays, gangrenés par les anciens
communistes restés au pouvoir et
qui sont des émules de Poutine,
stalinien convaincu.
Cela sent la magouille peu claire
qui s’installe à l’UDC sapant la con-
fiance des citoyens qui croyaient
qu’avec Blocher au Palais fédéral, il
y aurait un vent différent soufflant
en faveur des Suisses de souche
mal protégés vis-à-vis des réfugiés
s’incrustant partout à leurs dé-
pens.
Si l’aile conservatrice de l’UDC re-
met cette question récurrente tou-
jours d’actualité de l’asile et des
étrangers mal intégrés à l’ordre du
jour, cela est dû à la tragique situa-
tion financière du pays.

Mortalité infantile en Afrique
Ce thème revient souvent dans les
médias de tous bords pour pleurer
sur les milliers d’enfants africains
qui meurent de malnutrition et
surtout de SIDA transmis par leurs
parents. Mais contrairement à ces
déclarations, ce n’est pas cela qui
tue les enfants, mais le paludisme,
le chigungugna, et surtout les in-
fections lors d’accouchements.
Mais ces organismes de bienfai-
sance qui cherchent des fonds pour
guérir ces enfants, font-ils quelque
chose contre le pire des fléaux, l’ex-
cision, la véritable cause des infec-
tions lors d’accouchements diffici-
les qui déchirent les vulves cou-
sues, qui écorchent un vagin atro-
phié et infectent cette partie si
vulnérable du corps féminin?
Quand donc tous ces bien pensants
s’attaqueront-ils aux vraies causes
du mal? Octopus
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Die Schweiz braucht keine Zuwanderung aus Afrika
SD. Die Schweiz braucht keine Zu-
wanderung aus Afrika – heute
nicht – und auch in Zukunft nicht.
Eine Masseneinwanderung von ar-
men, ungebildeten Afrikanern ist
so ziemlich das Gegenteil von dem,
was unserem Land nützen könnte.
Die Einwanderung von Afrikanern
bedeutet für die Schweiz in erster
Linie Kosten und Belastungen al-
ler Art. Auch ist eigentlich für je-
dermann klar, dass eine Integrati-
on von Afrikanern in unsere christ-
lich-europäische Gesellschaft nur
(wenn überhaupt) unter unsägli-
chen Mühen möglich ist.
Ein warnendes und abschrecken-
des Beispiel ist die chaotische und

vertrackte Situation bei unserem
Nachbarland Frankreich. Die Fran-
zosen haben in den letzten Jahr-
zehnten die Kontrolle über die Ein-
wanderung aus der Dritten Welt
völlig verloren. Die Folgen sind Ar-
mut, Gewalt und Kriminalität aller
Art in den Vorstädten. Frankreich
ist selber vielerorts zur Dritten
Welt geworden. Jüngstes schlagen-
des Beispiel ist der Mord einer
schwarzen Vorstadt-Gang an Ilan
Halili, einem 24-jährigen Unter-
nehmer, der entführt und gefoltert
wurde, um Geld zu erpressen. Die
Jugendbande trägt den einprägsa-
men Namen «Die Barbaren» – da
sollte eigentlich alles klar sein!

Nicht vergessen darf man, dass vie-
le Afrikaner Muslime sind. Sie
gehören also einer Religion an, von
der Europa seit Menschengedenken
nichts Gutes zu erwarten hat. Man
denke nur an die arabische Beset-
zung Spaniens oder die Türken-Be-
lagerungen Wiens. Und wen die Ge-
schichte nicht überzeugt, der kann
sich die tobenden und kriegslüster-
nen Scharen auch jeden Tag am
Fernsehen ansehen. Darum ist es
jetzt an der Zeit, mit allen Mitteln
des politischen Kampfes zu verhin-
dern, dass auch unser teures Vater-
land zur Dritten Welt wird. Wir
Schweizer Demokraten stehen in
diesem Kampf an vorderster Front. 

SD unterstützen Referendum
gegen Ost-Milliarde

Die Schweizer Demokraten (SD)
haben an ihrer Delegiertenver-
sammlung vom 25. März 2006 in
Olten die Unterstützung des Refe-
rendums gegen das Osthilfegesetz
beschlossen. Ausserdem wollen
die SD federführend das Referen-
dum gegen die Aufhebung der 
Lex Koller ergreifen. Nationalrat
Bernhard Hess, Bern, wird ein-
stimmig als SD-Zentralpräsident
bestätigt.

Nein zur Milliardenzahlung
an die EU

Die SD-Delegierten lehnen die Mil-
liardenzahlung der Schweiz an die
neuen EU-Oststaaten entschieden
ab und beschliessen ohne Gegen-
stimme, das Referendum gegen 
das neue Osthilfegesetz zu unter-
stützen. 

Nein zur Aufhebung der Lex Koller

Nach einem engagierten Referat
von e. Nationalrat Valentin J. Oe-
hen, Köniz, zum Ausverkauf der
Heimat beschliessen die Schweizer
Demokraten (SD) einstimmig, die
Lex Koller zu retten. Die SD-Par-
teileitung wird beauftragt, die Re-
ferendums-Federführung gegen
die völlige Freigabe des Grund-
stückerwerbs von Personen im
Ausland vorzubereiten. Niemals
werden die SD einen schrankenlo-
sen Ausverkauf des Heimatbodens
zulassen.

Bernhard Hess als SD-Präsident
wiedergewählt
Einstimmig wird Nationalrat Bern-
hard Hess, Bern, als SD-Zentral-
präsident wiedergewählt. Hess, der
seit Juni 2005 im Amt ist, konnte
auf ein erfolgreiches erstes Amts-

jahr zurückblicken. Die Referen-
dumsabstimmung gegen die Ost-
Personenfreizügigkeit ging zwar
verloren, katapultierte aber die fe-
derführenden SD wieder aufs poli-
tische Parkett, konstatierte Hess.
So konnten fast 500 neue SD-Mit-
glieder gewonnen werden und
auch der Spendeneingang war so
hoch wie in den letzten fünfzehn
Jahren nicht mehr. Ausserdem ge-
winnen die SD auch wieder Wah-
len, so kürzlich in der Stadt Zürich
und bei verschiedenen Gemeinde-
wahlen im Kanton Aargau, wo die
SD erstmals in Rekingen sogar ei-
ne Gemeindepräsidentin stellen.

SD-Stimmfreigabe zum
Bildungsartikel
Zum Bildungsartikel beschliessen
die SD Stimmfreigabe.

Roland Schöni,
SD-Zentralsekretär

Bestellung Unterschriftenbogen 
Referendum gegen die Ost-Milliarde

Leider müssen wir auch auf den beiliegenden Einzahlungsschein hin-
weisen. Ihre Spende wird ausschliesslich für das Referendum gegen die 
Ost-Schmiergeld-Milliarde verwendet. Ich bestelle:

____ (Anzahl)Unterschriftenbogen ___deutsch ___französisch ___italienisch

____ Argumentarium, sobald vorhanden

____ SD-Zeitung Nr. 4/5 (Schwerpunkt Referendum Ost-Milliarde

Name Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort

Einsenden an: Schweizer Demokraten (SD), Postfach 8116, 3001 Bern,
Fax 031 974 20 11, E-Post: sd-ds@bluewin.ch


